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Helmut Bley

Möglichkeiten einer UN-Politik 
für die Bundesrepublik Deutschland

Die Diskussion um die Konsequenzen des UN- 
Beitrittes für die Bundesrepublik Deutschland 
begann mit einer bedenklichen Verspätung, 
hat aber mit wachsender Beschleunigung in 
den letzten Monaten mehrere Phasen durch-
laufen:

I.
Zunächst trat mit der Verabschiedung des 
Aufnahmeantrags, nach dem das Bundesver-
fassungsgericht den Terminvorstellungen der 
Bundesregierung gefolgt war, Erleichterung 
darüber ein, die wesentlichen Stationen der 
Ost- und Deutschlandpolitik durchlaufen zu 
haben. In den Zusammenhang der Entspan- 
nungs- und Normalisierungsbemühungen ge-
hörte auch das Ende des unnormalen Zustan-
des, kein ordentliches Mitglied in der Welt-
organisation zu sein, obwohl es seit Jahren 
eine aktive westdeutsche Mitwirkung in den 
Unterorganisationen gab. Lediglich die Frage 
des Wettbewerbs mit der DDR, ihres vermu-
teten Vorsprungs bei der Aufnahme in den 
Weltsicherheitsrat, bildete politisch Unbehagen. 
Zu diesem Gefühl der Problemlosigkeit des 
deutschen UN-Eintritts trug maßgeblich bei, 
daß mit dem Ende des militärischen US- 
Engagements in Vietnam eine schwierige Op-
tion vermieden werden konnte. Damit entfiel 
ein Konflikt, von dessen Brisanz die innen-
politische Auseinandersetzung um das offi-
zielle Schweigen Brandts zu der amerikani-
schen Bombardierung von Kambodscha einen 
Vorgeschmack gegeben hatte. Der bundesdeut-
sche Beitrag zur Welthandelspolitik und zur 
Strategie in der zweiten Entwicklungsdekade 
sowie die entwicklungspolitische Aktivität im 
Rahmen der Assoziierungsverhandlungen der 
erweiterten EG vor allem mit den afrikani-
schen Staaten, trug ebenfalls zu der Erwartung 
einer problemlosen UN-Rolle der Bundesrepu-
blik bei. Vorbildlichkeit der Grundpositionen 
der deutschen Entwicklungspolitik und das 
damit verbundene internationale Renomme 
Epplers, sowie das Prestige, daß von der deut-
schen Ostpolitik und dem Nobelpreisträger 
Brandt ausging, waren die Grundlagen dieser 
optimistischen Einschätzung.
Indessen, bereits im Januar 1973 war zu er-
kennen, daß zumindest aus dem Bereich der

Afrikapolitik ein Zwang zum überprüfen der 
deutschen Positionen ausgehen könnte. Damals 
hatten die Führer der Befreiungsbewegungen 
im südlichen Afrika, die Freiimo für Mozam-
bique, die MPLA für Angola und die PAICC 
für Guinea-Bissau Mitgliedern des Parteivor-
standes und der Bundestagfraktion der SPD 
angekündigt, sie würden über die Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAU) darauf hin-
wirken, daß in der UN-Aufnahmedebatte die 
Frage nach der deutschen Portugal- und Süd-
afrikapolitik aufgeworfen werden würde, 
wenn nicht die indirekte Unterstützung Portu-
gals im Rahmen der NATO beendet würde. Es

ließ sich auch bereits erkennen, daß das 
„Nicht"-Verhältnis zu Guinea in der Frage der 
UN-Aufnahme relevant werden könnte. Bereits 
im Januar wiesen FRELIMO und MPLA kate-
gorisch jede Annahme deutscher direkter oder 
indirekter Hilfe für ihre Organisationen ab, 
solange dieser Kurswechsel in der deutschen 
Afrikapolitik nicht glaubwürdig vollzogen sei. 
Insofern bedeutete die deutliche Absage der 
FRELIMO nach den jüngsten Gesprächen 
Wischnewskis nichts Neues. Der wiederholte 
Versuch, die FRELIMO ohne diese Korrektur 
zur Annahme von Hilfe zu verleiten, hat die 
Beziehungen eher verschlechtert als verbes-
sert; denn gerade eine Befreiungsbewegung 
ist auf moralische Integrität angewiesen und 
kann keine Politik des doppelten Standards 
zulassen.
Indessen, die deutsche Haltung in der Grenz-
krise zwischen Zambia und Rhodesien signali-
sierte eine Bereitschaft zum Engagement, die 
auf Umorientierungsfähigkeit schließen ließ. 
Die Bundesregierung gewährte unkonventio-
nelle Finanzhilfe für Zambia, um die Lasten 
der Grenz und Transportprobleme zu mildern, 
und sie machte allem Anschein nach ihren Ein-
fluß in Pretoria geltend, daß jedes Spielen mit 
Interventionsabsichten gegenüber Zambia zur 
grundsätzlichen Überprüfung deutscher Posi-
tionen führen müsse.
Aber dies alles war mehr Geheimdiplomatie 
und der Versuch, die Mehrgleisigkeit der deut-



sehen Politik aufrechtzuerhalten unter Ausnut-
zung des Umstandes, daß nicht öffentlich, näm-
lich vor dem Forum der Vereinten Nationen, 
eine verbindliche Festlegung notwendig war.

II.
Parallel und nur teilweise ausgelöst durch 
diese Vorgänge lief die amtliche Vorbereitung 
auf den UN-Beitritt an. Als ihr erstes Ergebnis 
hat Außenminister Scheel in einer Grundsatz-
rede über die „Möglichkeiten der Mitarbeit in 
den Vereinten Nationen" (30. Mai 1973) vor 
der Deutschen Gesellschaft der Vereinten Na-
tionen die Positionen des Auswärtigen Amtes 
vorgezeichnet1). Diese Rede signalisierte das 
Bewußtsein, daß mit dem UN-Beitritt der Bun-
desrepublik ein großer Erwartungsdruck in 
Hinblick auf internationale Initiativen insbe-
sondere in Richtung auf mehr Solidarität unse-
res reichen Industriestaates mit der Dritten 
Welt ausgelöst werden könnte, dem rechtzeitig 
entgegenzuwirken wichtig sei.

1) Eine ausführliche und kritische Auseinander-
setzung mit dieser Rede siehe: Helmut Bley, Gibt 
es ein Regierungskonzept zum deutschen Abstim-
mungsverhalten in den UN?, in: Die Neue Gesell-
schaft, Heft 9, 1973 (September) S. 673—677.

Scheel geht davon aus, daß kein Zwang zur 
Neuorientierung der deutschen Außenpolitik 
in Hinblick auf die 2/3 Mehrheit des Südens in 
den UN bestehe und begründet dies mit zwei 
Überlegungen: Er warnt einmal vor einer 
Überschätzung der UN. Die UN habe als poli-
tisches Organ zur Regelung der eigentlichen 
politischen Konflikte weniger Kraft aufge-
bracht, als in der Gründungsphase erhofft wor-
den sei. Alle wesentlichen militärischen und 
sicherheitspolitischen Entwicklungen seien an 
den UN vorbeigegangen: der Vietnamkrieg, 
der Nahostkonflikt, der Dialog der Weltmächte 
über die strategischen Waffen, die deutsche 
Ostpolitik und die europäische Sicherheits-
konferenz. Das ist zweifellos richtig; daraus 
darf allerdings nicht die Folgerung gezogen 
werden, daß Vollversammlung und Sicher-
heitsrat wegen ihres geringen Durchsetzungs-
vermögens für das politische Generalklima in 
der Welt relativ unbedeutend sind.
Die zweite Überlegung ging von der Tatsache 
aus, daß die Bundesrepublik schon in den an 
Stelle des Sicherheitsrates und der Vollver-
sammlung immer wichtiger werdenden Unter-
organisationen vertreten sei, also jenen Orga-
nisationen, die im wesentlichen der Milderung 
des Nord-Südkonfliktes dienen. Die Bundes-
republik sei in den UN also „kein unbeschrie-
benes Blatt" mehr. Insofern sei der bundes-

deutsche UN-Beitritt keine besonders ein-
schneidende Zäsur.
Dennoch setzte sich Scheel dezidiert mit den 
Grundsätzen des deutschen Abstimmungsver-
haltens auseinander, anerkannte insofern eine 
Zäsur, als auf den neuen Zwang zur öffent-
lichen verbindlichen Festlegung in vielen Kon-
flikten reagiert werden muß. Und hier lese ich 
eine starke Tendenz heraus, diesem Druck nach 
Abstimmungseindeutigkeit auszuweichen bzw. 
sich darauf vorzubereiten, daß die deutsche 
UN-Haltung auf internationalen und auch auf 
innenpolitischen Widerstand stoßen werde. 
Das deutsche Abstimmungsverhalten werde 
auf dreierlei Weise bestimmt werden:
1. Die Bundesrepublik habe ihre Interessen 
als Industriestaat durchzusetzen und gerate 
zwangsläufig in Gegensatz zur 2/3 Mehrheit des 
Südens.
2. Die Bundesrepublik werde geschlossen mit 
der EG abstimmen, nachdem in der UN-Gruppe 
der Neun ein Kompromiß in der Abstimmungs-
frage gefunden sei, dies allerdings, ohne daß 
über die Bereitschaft zur Bündniskonformität 
hinaus Kriterien sichtbar würden, nach denen 
die Bundesrepublik auf die EG einwirken wird.
3. Die Bundesrepublik werde sich durch das 
Abstimmungsverhalten nicht zu ihren wich-
tigsten Verbündeten, den USA, in Gegensatz 
bringen lassen. Die Bundesrepublik müsse die 
Tatsache berücksichtigen, daß 2/3 der politisch 
wichtigen Resolutionen der letzten Vollver-
sammlung gegen die Stimme der USA ent-
schieden worden seien.
Andere Politiker, insbesondere Willy Brandt, 
haben als 4. Punkt hinzugefügt, daß man sich 
nicht auf einen Wettbewerb mit der DDR um 
die UN-Mehrheit einlassen werde. Außerdem 
verfüge auch die DDR über weniger Spielraum 
in den UN als gemeinhin angenommen werde. 
Auch sie werde ihre Industriestaatsinteressen 
wahrnehmen und werde, wie Brandt prognosti-
zierte, zusammen mit den westlichen Industrie-
staaten oder wegen der relativ geringen Ent-
wicklungshilfe auch ohne diese Industriestaa-
ten gelegentlich auf der „Anklagebank" sitzen.
Insbesondere die Ankündigung, daß das 
bundesdeutsche Abstimmungsverhalten sich 
äußerst stark an den wichtigsten Bündnispart-
nern orientieren wird — insgesamt Bündnis-
sicherung wichtiger sei als ein originärer Bei-
trag der Bundesrepublik zu den Problemen 
des Nord-Süd-Konflikts — deutet auf eine 
Status-quo-Politik hin, in der oft schlecht defi-
niertes Kompensationshandeln an Stelle von 
Sachbeiträgen zu der Vielzahl der komplizier-
ten internationalen Probleme treten dürfte. 
Prägnant formulierte Scheel diesen Vorrang 



der Bündnispolitik als Maßstab auch für das 
Abstimmungsverhalten in der UN mit dem 
Satz: „Die Tatsache, daß die Großwetterlage 
der UNO von nord-südlichen Klimafronten be-
herrscht wird, ändert nichts an den festen 
Strukturen, die das ost-westliche Gleichgewicht 
in Europa bestimmen." Die sich daraus erge-
bende internationale Belastung in den UN 
werde man zu tragen haben.

III.
Eine dritte Phase in der bundesdeutschen UN- 
Debatte wurde im August eingeleitet. Aus-
gangspunkt war wiederum die afrikanische 
Frage. Ausgelöst durch die Flut der Informa-
tionen über die Greuel des portugiesischen 
Kolonialkrieges, an dem nach Augenzeugen-
berichten der letzten Wochen auch die Rhode- 
sische Armee beteiligt zu sein scheint, wurde 
zumindest die Neuorientierung der deutschen 
Politik gegenüber den Kolonial- und Minder-
heitsregimen des südlichen Afrikas zu einem 
innenpolitischen Thema auch im Hinblick auf 
den bevorstehenden UN-Beitritt. In diesem Zu-
sammenhang gehören die deutlichen Aussagen 
Epplers zur Rolle Portugals in Afrika, dann 
die bereits erwähnten demonstrativen, wenn 
auch mißglückten Wischnewski-FRELIMO-Ge- 
spräche und schließlich die Diskussion in der 
OAU, ob ohne deutschen Richtungswechsel in 
diesen Fragen dem UN-Beitrittsantrag zuge-
stimmt werden solle. Die Aussicht, daß die 
BRD zumindest einige wenige Stimmen weni-
ger als die DDR erhalten könnte, falls nicht 
per Akklamation abgestimmt würde, hat diese 
Debatte zusammen mit dem herannahenden 
Eintrittstermin vorangetrieben.
In Konsequenz seiner Linie, dem internatio-
nalen und innerpolitischen Erwartungsdruck 
im Hinblick auf das deutsche Abstimmungs-
verhalten nicht nachzugeben, hat Scheel, so-
weit aus den Nachrichten über den Tenor der 
ersten Entwürfe zur Rede vor der Vollver-
sammlung erkennbar wird, aus dieser jüngsten 
Entwicklung den Schluß gezogen, eine weitere 
Grundposition bezüglich der Dritten Welt in 
den Mittelpunkt zu stellen: Anraten des Ge-
waltverzichtes auch bei essentiellen Konflik-
ten. Mit dem Hinweis auf den Kernpunkt der 
deutschen Ostpolitik — Gewaltverzicht in der 
Frage der deutschen Einheit zu üben und An-
näherung auch bei extrem kontroversen Ge-
genpositionen zu praktizieren — sollte der 
Aufforderung nach Parteinahme für die Be-
freiungsbewegungen in Afrika, im Grunde auch 
noch in Südostasien und künftig möglicher-
weise in Lateinamerika ein Gegen- oder auch 
Ausweichkonzept entgegengehalten werden.

Gegenstand der politischen Kontroverse wird 
deshalb auch werden, ob wirklich das mittel-
europäische Modell des Gewaltverzichtes, das 
hier eine Lebensfrage ist, auf die Zuspitzung 
der Konflikte im südlichen Afrika, in Südost-
asien und anderen Regionen anwendbar ist, 
nämlich dann, wenn es um Durchbrechung 
innenpolitischer Herrschaftsverhältnisse und 
doch auch von der Bundesrepublik anerkannter 
unerträglicher Ungerechtigkeiten geht und der 
Herrschaftsapparat nicht nur ständig auf 
„struktureller Gewalt", sondern auf direkter 
Gewalt beruht. Die Frage nach der Konsistenz 
eines solchen Postulates nach universalem Ge-
waltverzicht im Zusammenhang der Debatte 
um militante Demokratie zur Verteidigung der 
Grundrechte, insbesondere der Würde der Per-
son, der Kriegs- und Rassenhetze, wird noch zu 
erörtern sein.

IV.
In der Schlußphase der Debatte um den UN- 
Beitritt spielte die Frage, wie weit nicht doch 
mit dem UN-Eintritt Fragen der Neuorientie-
rung an die deutsche Außenpolitik herangetra-
gen worden sind, die dominierende Rolle, wie 
dies auch in den politischen Auseinanderset-
zungen um die Übereinstimmung der Reden 
Scheels und Brandts zum Ausdruck kam. Neu-
orientierung natürlich nur in dem begrenzten 
Sinne, daß zu den bisherigen Fixpunkten der 
westdeutschen Politik: Bündnissicherung, west-
europäische Integration und Offenhalten der 
deutschen Option eine konsistente Dritte- 
Welt-Politik kommen müsse, die dann auch 
Auswirkungen auf den Interessenausgleich im 
Bündnis der NATO und in der EG haben muß. 
Die Frage, wie stark dieser Zwang zur Neu-
orientierung wirklich ist, hängt letztlich davon 
ab, welches Bild von der langfristigen Welt-
entwicklung gerade im Hinblick auf den Nord- 
Süd-Konflikt den politischen Überlegungen zu-
grunde liegt.
Der Abriß der außenpolitischen Debatte zum 
UN-Beitritt — außerordentlich stark überlagert 
durch eine Debatte um den Neutralismusvor-
wurf, den Zweifel am Willen zur Europapolitik 
und den neuen Belastungen, denen die Ost-
politik in der Berlinfrage ausgesetzt war — 
sollte dazu dienen, die westdeutschen politi-
schen Positionen zum UN-Beitritt und ihre all-
mähliche Entfaltung unter dem Drude der Er-
eignisse mit wichtigen denkbaren Alternativen 
zur Entwicklung des Nord-Süd-Konfliktes zu 
konfrontieren.
Die Aussagen, die in diesem Rahmen gemacht 
werden können, gehen — auch im Interesse 



der leichteren Zugänglichkeit — von den viel-
fältigen Aussagen des nachfolgenden Beitrags 
von Peter Pawelka aus, der sich im wesent-
lichen, wenn auch sehr abstrakt formuliert, auf 
die Funktion der UN in den denkbaren Ent-
wicklungen des Nord-Süd-Konfliktes bezieht, 
also die Optionsmöglichkeiten theoretisch und 
ohne Zusammenhang mit diesem Beitrag ent-
wickelt hat. Seine Analyse, der ich im wesent-
lichen zustimme und die ihrer Anlage nach als 
Hilfe für die Entwicklungsländer angelegt ist, 
sei auf die deutschen Möglichkeiten in den UN 
angewandt.
Pawelka geht in seinem Beitrag von zwei 
alternativen Weltstrategien aus: Es bestände 
für die Industriestaaten die Möglichkeit, ihre 
Stellung gegenüber der Weltperipherie — d. h. 
jenen Staaten, die am Rande des Weltwirt-
schaftssystems stehen — dadurch noch mehr 
zu konsolidieren oder gar zu verewigen, daß 
sie sich das Gesetz der ungleichmäßigen Ent-
wicklung von ökonomischen Systemen nutzbar 
machten, das auch für die Länder der Dritten 
Welt gelte.

Um dem wachsenden Druck einer geschlosse-
nen Dritten-Welt-Opposition zu entgehen, 
könne man nach sicherheits-, rohstoff- und ab-
satzstrategischen Überlegungen jene Zentren 
oder Wachstumspole der Dritten Welt aus der 
Südfront ausgliedern, die für diese Überlegun-
gen von zentraler Bedeutung sind und Hilfe 
und Einfluß auf sie konzentrieren. Gerade 
wirtschaftlich bevorzugte Länder der Dritten 
Welt würden so in die Versuchung geführt, 
selbst eine Oligarchie oder besser eine Sub- 
Oligarchie mit Sonderbindung an die Industrie-
staaten zu bilden — wobei im Falle von Inter-
essengegensätzen mit den Industriestaaten 
diese das Schwergewicht der Investitionen und 
der Hilfe von einem Mitglied dieser Suboligar-
chie auf das andere verlagern könnten — eine 
wirksame Sanktionsmöglichkeit. Für den Rest 
gäbe es dann die Armenhaushilfe.

Diese Möglichkeit würde dadurch verstärkt, 
daß auch die sozialistischen Industriestaaten, 
wie das Abstimmungsverhalten in der UN er-
kennen ließe, immer mehr zu einer diskreten 
Unterstützung der kapitalistischen Industrie-
staaten in Fragen der Weltwirtschaftspolitik 
tendierten.
Diese Möglichkeiten also einer umfassenden 
Industriestaatenstrategie würden durch den 
Mangel an Kommunikation und Handel zwi-
schen den Ländern der Dritten Welt noch ver-
stärkt. Außerdem wirke das gegenwärtige 
Übergewicht der Vertreter der Industriestaa-
ten in allen strategischen Positionen der Unter-
organisationen in die gleiche Richtung. Ver-

füge doch z. B. die von den großen Industrie-
nationen kontrollierte Weltbankgruppe bereits 
heute über ein umfassenderes Datensystem für 
die Dritte Weltökonomie als diese Länder 
selbst. Hinzu käme die wachsende Kohärenz 
des westlichen Wirtschaftssystems, die sich 
daraus ergäbe, daß nur noch 17 Staaten ein 
größeres Bruttosozialprodukt aufwiesen als 
General Motors und die multinationalen Kon-
zerne bereits 23 % des Bruttosozialproduktes 
der nicht-sozialistischen Länder kontrollierten.
Demgegenüber entwickele sich mit über-
raschendem Erfolg die Gegenstrategie der Län-
der der Dritten Welt, wie dies etwa in der ge-
meinsamen Olpolitik, der gemeinsamen Ableh-
nung der handelspolitischen Vorschläge der 
EG durch die afrikanischen Länder und die 
Rohstoffsicherungspolitik, wie sie auf der Kon-
ferenz von Algier, aber auch in der Auswei-
tung der Drei-Meilenzone zum Ausdruck 
kommt.
Nun ist die Hoffnung auf Isolation der strate-
gisch wichtigen Wachstumspole eine nicht nur 
große Versuchung, sondern auch bereits prak-
tizierte Politik, wie die Investitionszahlen, die 
private Entwicklungshilfe und staatliche Aus-
fallbürgschaften für Brasilien, den Iran, das 
südliche Afrika und anderer kleinerer Roh-
stoffbasen zeigt. Dies wird um so leichter mög-
lich, als die Tendenz eines Parallelverhaltens 
der sozialistischen Industriestaaten wächst. 
Geht doch jetzt bereits die Nachricht durch die 
Presse, daß selbst China im Interesse der 
Sicherung der strategisch wichtigen Chrom-
versorgung die UN-Sanktionen gegen Rhode-
sien auf dem Umweg über portugiesisch Macao 
durchbreche, ebenso wie dies durch deutsche 
Firmen auf dem Umweg über Mozambique und 
Südafrika geschieht.
Dennnoch, diese Strategie scheint auf Grund 
einer Reihe von Indizien — ganz abgesehen 
von den moralischen Implikationen eines Rest- 
Weltarmenhauses — nicht nur langfristig son-
dern auch mittelfristig als wenig aussichtsreich. 
Um wiederum von Pawelkas Organisations-
analyse auszugehen: Es wäre ein Trugschluß, 
aus der Unfähigkeit der UN, in zentralen 
machtpolitischen Fragen sich durchzusetzen, 
auf eine Abschwächung der Tendenzen zu uni-
versalen Organisationen zu spekulieren, wenn 
auch die Mehrzahl dieser Organisationen zu-
nächst im Interesse der komplexeren Indu- 
striesysteme errichtet werden. Ganz im Gegen-
teil, seit dem 19. Jahrhundert hätten sich mit 
wachsender Intensität fast 100 Superorganisa- 
tionen gebildet, die teilweise oder ausschließ-
lich aus transnationalen Einheiten bestünden. 
Gerade das Scheitern der UN in der politischen 
Kontrollfunktion hätte diese Tendenz ver-



stärkt. Diese Superorganisationen, seien mehr 
und mehr auf Konsensusbildung angewiesen, 
die bevorzugt in den Unterorganisationen der 
UN praktiziert werde, Unterorganisationen, 
die immer ausschließlicher zu Instrumenten der 
Entwicklungshilfepolitik des Südens geworden 
seien, und deren Etat das mehrfache der Zen-
tralorganisation betrage.
Selbst in dem so häufig abgewerteten Vermö-
gen der UN, Konflikte zu regeln, würde die 
Kraft der informellen Kommunikation unter-
schätzt. Es lasse sich der Nachweis führen, daß 
das Verhalten der UN innerstaatlich immer 
mehr antizipiert würde, auch wenn nur die 
Hälfte der Weltkonflikte von der UN aufge-
griffen und davon nur ein Drittel gelöst werde. 
Dies alles trage insbesondere zur Kohärenz der 
Politik der Länder der Dritten Welt bei. Mit-
telfristig wird von den Industriestaaten vor 
allem die Fähigkeit der Entwicklungsländer 
zur potentiellen Gegenstrategie unterschätzt.

Das Gesetz der ungleichmäßigen Entwicklung 
kann sich auch durch eine Hegemoniebildung 
von Ländern der Dritten Welt untereinander 
auswirken, die den Wachstumspolen Emanzi-
pationsmöglichkeiten und damit Alternativen 
gegenüber der Abhängigkeit von den Indu-
striestaaten anbieten. Schließlich, bei der Ab-
hängigkeit der Industriestaaten von Wachs-
tumserfolgen für die innenpolitische Macht-
sicherung, wird die ungleichmäßige Entwick-
lung auch nicht vor den Industriestaaten halt-
machen und Einheitsfronten zerbrechen lassen, 
d. h. Koalitionen in Rohstoff- und Investitions-
fragen mit Ländern der Dritten Welt suchen 
lassen.
Am gravierendsten für eine Debatte über den 
Zwang zur Umorientierung ergeben sich Kon-
sequenzen aus einer Politik, die ein Rest- 
Armenhaus in Kauf nehmen würde. Die Kon-
sequenzen für den Weltfrieden sind unkalku-
lierbar. Um dies zu illustrieren, braucht man 
nur die Kraft, die von der Verzweiflung der 
doch wirklichen kleinen Gruppe der Palesti- 
nenser ausgeht, auf die Hundert-Millionen- 
Dimension umzudenken, die für viele Mittel-
staaten der Dritten Welt gilt.
Wie weit diese Oligarchiebildung und Armen-
hausperspektive bereits gediehen ist, hat Epp-
ler in seinem dramatischen Appell auf der 
UNIDO-Weltkonferenz im Juli 1973 ausge-
sprochen. Zum Thema des Transfers einer auf 
die Bedürfnisse der Dritten Welt angepaßten 
Technologie meinte er, er sehe „für viele Län-
der nur noch wenig Hoffnung", wenn dieser 
Transfer nicht gelinge. D. h. er hielt bereits 
aus diesem Grunde die Armenhausentwicklung 
für kaum noch aufhaltbar und fügte hinzu, daß 

es sein Eindruck sei, daß es „mächtige Inter-
essen in den Industrieländern g
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ibt, die das 
Entstehen einer solchen Technologie nicht 
wünschen" ).
Eine Mehrheit der Länder der Dritten Welt 
„ohne Hoffnung", das ist eine Perspektive des 
Jahres 1973, die in der Tat einen Zwang zur 
Umorientierung aus Anlaß des UN-Beitritts 
auslösen muß.
Für die deutsche Politik ergeben sich daraus 
im wesentlichen zwei Möglichkeiten, wenn 
man die verschiedenen Varianten von Mehr- 
gleisigkeit nicht einrechnet:
Entweder die Bundesrepublik schwimmt in 
enger Fühlung mit der EG-Zentrale und deren 
besonderer Empfänglichkeit für industrielle 
und agrarische Lobby in einem Geleitzug, der 
auf eine Oligarchiebildung in der Dritten Welt 
hinwirkt. Sie wäre dabei wegen der sicher-
heitspolitischen Verwundbarkeit und der Tradi-
tion der Hypostasierung dieser Verwundbar-
keit sehr anfällig, die Interessen der übrigen 
Industriestaaten in vielen Einzelfragen vor-
rangig wirksam werden zu lassen, ganz zu 
schweigen von der geringen Manövrierfähig-
keit für den Fall des Koalitionszwanges mit 
Wachstumspolen in der Dritten Welt, falls die 
Suboligarchie sich in Einzelfällen emanzipiert. 
Demgegenüber bliebe die bisherige Entwick-
lungspolitik als eines mehr auf Appeasement 
der Dritten Welt denn als auf grundsätzlichen 
Wandel gerichteten Nebenstranges erhalten.
Oder aber die BRD praktiziert — getragen von 
dem bedeutenden Beitrag zur Entspannungs-
politik, manövrierfähig durch den Status als 
Mittelmacht und als hochentwickelte indu-
strielle Großmacht innerhalb des Bündnisses, 
der EG und dann der UN — Initiativen, die 
gegen diese Obligarchiebildung und den vor-
aussehbaren Gewaltausbruch des Welt-Armen-
hauses angelegt sind.
Um wieder auf die Systematik Pawelkas zu-
rückzukommen: Die Glaubwürdigkeit einer 
Politik der „Solidarität mit der Dritten Welt", 
wie sie auch Scheel formuliert hat, wird sich 
daran messen lassen, ob
1. die wenigen Wachstumspole der Dritten 
Welt weiter so bevorzugt behandelt werden 
wie bisher;
2. ob mit allem Nachdruck die bundesdeutsche 
Bürokratie in den Unterorganisationen so ein-
gesetzt wird, daß sie Chancengleichheit für die 
Weltwirtschaft der Dritten Welt durch Zu-
arbeit anstreben (Organisations-Solidarität) 
oder ob die bundesdeutschen UN-Experten

2) Bulletin der Bundesregierung, Nr. 87 vom 13. Juli 
1973.



vornehmlich Aufgaben zugewiesen werden, 
die überwiegend den Interessen der Industrie-
staaten zugute kommen;
3 . ob sich die Bundesrepublik an die Entwick-
lungsstrategie der UN-Vollversammlung hält 
und mindestens 0,6 °/o ihres Bruttosozialpro-
duktes als Entwicklungshilfe aus öffentlichen 
Mitteln leistet, statt des bisherigen Beitrages 
von 0,34—0,31 °/o (und Zielvorstellungen bis 
1978 von 0,42 °/o, d. h. dem Stande von 1969 3);
4. ob westdeutsche Initiativen in der NATO 
und der EG sichtbar werden, die sich mit dem 
Druck der Commonwealthpartner Englands, 
Neuseelands und Kanada in der Rhodesien-
frage im August 1973 vergleichen lassen, ohne 
daß die Bündniskonformität als Deckmantel 
für Passivität und Industriestaatsegoismus ver-
wendet werden;
5. ob sich westdeutsche Initiativen in der 
Menschenrechtsfrage nicht nur gegen die DDR 
und die Sowjetunion, sondern auch gegen das 
südliche Afrika und Portugal richten;
6. ob sich die Bundesrepublik parteilich er-
halten wird, wenn die Befreiungsbewegungen 
Gewalt anwenden und diese Gewalt eindeutig 
Gegengewalt gegen die strukturelle ungerech-
ter Systeme ist. Als Maßstab für die Beurtei-
lung von struktureller Gewalt eignet sich der 
Grundrechtskatalog des Grundgesetzes.
Diese Punkte weisen sicher nicht auf umwäl-
zende Schritte, sondern auf Indizien zu Ten-
denzen der Umorientierung. Umwälzende Maß-
nahmen wie die Veränderung der Terms of 
Trade, der planmäßigen Strukturpolitik unter 
Aufgabe von Wirtschaftszweigen, die Stand-
ortvorteile in der Dritten Welt hätten, oder 
das Vorantreiben einer internationalen Ge-
werkschaftsbewegung, die das Ausspielen der 
Arbeitskräftereserven gegeneinander mini-
mieren könnte, sind bei der gegenwärtigen 
Interessen- und Bewußtseinslage noch ohne 
reale Aussichten.
In diese außenpolitische Betrachtung sind mo-
ralische Positionen eingegangen. Als Schluß-
überlegung seien deshalb über das Verhältnis 
von Interessenpolitik und moralischen Positio-
nen einige Feststellungen getroffen, die für 
die künftige UN-Politik von Bedeutung sind. 
Sowohl Brandt (Die Bundesrepublik werde 
„von ihrer Interessenlage ausgehen, von nichts 
anderem") als auch Scheel haben sich mit deut-
licher Akzentuierung gegenüber einem mora-
lisch motivierten Erwartungsdruck zugunsten 
der „Interessenpolitik" entschieden.

3) Angaben bei Hans Martin Schmid, Neue Aspekte 
der Entwicklungspolitik, in: Die Neue Gesellschaft, 
Nr. 9, September 1973, S. 669.

Der Ruf nach einer „Interessenpolitik" am 
Vorabend des UN-Beitrittes hat eine ideolo-
gische Funktion. Er will dem moralischen 
Postulat nach Chancengleichheit der Dritten 
Welt ausweichen. Ebenso ist die starke Be-
tonung der moralischen Positionen durch Ver-
treter der Dritten Welt, die ihrem innenpoli-
tischen Standard nicht immer entspricht, aus 
der Position des Ohnmächtigen abzuleiten und 
dient der Integration der Ohnmächtigen so, 
wie Solidarität der Kampfruf der Arbeiterbe-
wegung in Europa war, ohne daß aus dem 
Versagen einzelner der Verzicht auf Emanzi-
pation abgeleitet werden kann.

Soweit nun das Erbe des Kolonialismus und 
des Rassismus hineinspielt, dient die mora-
lische Abwehr und Ablehnung etwa des wei-
ßen Südafrika nicht nur Sicherheitsinteressen 
des unabhängigen Afrika, sondern sie leiten 
aus der Existenz und Förderung dieser Sy-
steme den Verdacht ab, daß nach wie vor auch 
die eigene Menschenwürde in Frage gestellt 
wird. Die Duldung der Rassenpolitik in Süd-
afrika durch Europa, auch die Verurteilung der 
Gewaltanwendung, wirkt als Dolchstoß gegen 
die neue Identität nicht nur des unabhängigen 
Afrikas sondern der Entkolonisierten dieser 
Welt schlechthin. Führende Intellektuelle der 
Dritten Welt haben dies der deutschen Regie-
rung und der Öffentlichkeit durch die Massen-
medien und die Kirchen immer wieder klar-
zumachen versucht. Welche Kräfte aus einer 
solchen Versagung der Identität erwachsen 
können, läßt sich daraus ermessen, was aus 
der vergleichsweise geringfügigen Verletzung 
der deutschen Identität durch den Schuld-
spruch von Versailles erwachsen ist, als sich 
diese mit einer sozialen Krise verband.

UN-Politik muß im strategischen Interesse des 
Weltfriedens — nämlich im Interesse der Kom-
munikationsmöglichkeit mit der Dritten Welt 
— moralische Politik sein. Sie hat in so später 
Stunde, in der die Strukturschwächen der Welt-
gesellschaft kaum noch rechtzeitig überwind-
bar scheinen, die entscheidende Funktion für 
Zeitgewinn durch Vertrauensgewinn und ist in 
diesem Sinn ohnehin „Interessenpolitik". Bei 
dem Zwang zu immer weiterer Universalität 
— mit oder ohne Suboligarchien — wird inter-
nationale Solidarität auch an der moralischen 
Integrität der deutschen Position gemessen 
werden. Hier liegen Möglichkeiten gerade für 
den Mittelstaat Bundesrepublik, gerade auch 
im Rahmen des Bündnisses und der EG. Die 
deutsche Außenpolitik benötigt eine neue 
Dimension und diese Dimension wird das 
Bündnissystem mit umschließen und verändern 
müssen.



Peter Pawelka

Die Funktion der Vereinten Nationen 
im Nord-Süd-Konflikt

I. Die Problemlösungsfunktion der Vereinten Nationen

Weltweite internationale Organisationen als 
besonderer Problemkreis der Internationalen 
Politik leiden in der Politikwissenschaft bis 
heute unter einem ungeklärten Stellenwert. 
Dies ist einerseits auf eine zunehmende Un-
übersichtlichkeit ihrer Aufgaben und Aktivi-
täten zurückzuführen, eine Tendenz, die in 
der Bundesrepublik nach Jahren außenpoliti-
scher Selbstbeschränkung durch eine provin-
zielle Optik noch verstärkt wird, andererseits 
jedoch auch auf eine äußerst heterogene, zum 
Teil sogar irrelevant erscheinende wissen-
schaftliche Befassung. Während sich die „rea-
listische Schule" der Politikwissenschaft bis 
zur Mitte der 50er Jahre und große Teile der 
marxistisch orientierten Forschung der Ge-
genwart darin einig sind, daß internationale 
Organisationen bestehende Machtverhältnisse 
im Internationalen System durchgehend re-
flektieren und als Mechanismen der herr-
schenden Kräfte anzusehen sind, untersucht 
der Funktionalismus vorwiegend Beiträge in-
ternationaler Organisationen zum Weltfrieden 
und zur Integration der Staaten in einem glo-
balen Kontext.
Die beiden ersten Ansätze konnten dem 
Untersuchungsgegenstand aufgrund ihrer Ba-
sisannahmen nur eine untergeordnete Bedeu-
tung zubilligen. Allenfalls die maximale Rea-
lisierung „nationaler Interessen" oder die 
Lenkungsfertigkeit herrschender Klassen in 
komplexen internationalen Strukturen und In-
stitutionen blieben untersuchenswert. Die 
Konfrontation der zweiten alternativen Frage-
stellung mit den Realitäten war wiederum auf 
die Dauer wenig geeignet, engagierte For-
schungsmotivationen zu wecken, zumal dieser 
Ansatz offensichtlich nicht in der Lage war, 
Phänomene der Schichtung, Abhängigkeit und 
Ausbeutung adäquat zu erfassen. Vorwiegend 
dem Selbstverständnis „wertfreier" Wissen-
schaft verhaftet, blieben Fragestellungen, 
Konzepte und Resultate trotz bemerkenswer-
ter Veränderungen des Gegenstandes und sei-
ner Umwelt seltsam statisch, praxisfern und 
steril. Lediglich der Methodenstandard und 
das technische Instrumentarium entwickelten 
sich progressiv und bestimmten nicht selten 

das Erkenntnisinteressse der Forschung1). 
Auf der anderen Seite hat der Funktionalis-
mus genügend Resultate vorzuweisen, um die 
Behauptung politischer Irrelevanz internatio-
naler Organisationen zu erschüttern, eine 
Tatsache, die zunehmend auch von Vertretern 
der kritischen Theorie anerkannt wird, ohne 
daß dies aber bisher zwingende forschungs-
strategische Konsequenzen gehabt hätte 1).

1) Vgl. R. E. Riggs et. al, Behavioralism in the Study 
of the United Nations, in: World Politics 1970, S. 
197 ff. C. F. Alger, Research on Research: A Decade 
of Quantitative and Field Research on International 
Organizations, in: International Organization (IO) 
1970, S. 414 ff.
2) Erste Versuche der Reflexion einer neuen For-
schungsstrategie bei E. Senghaas-Knobloch, Interna-
tionale Organisationen, in: Krippendorff (Hrsg.), Pro-
bleme der internationalen Beziehungen, Frankfurt 
1972, S. 103 ff. und V. Rittberger, International Or-
ganization and Violence. With Special Reference 
to the Performance of the U. N. System, in: Journal 
of Peace Research (JPR) 1973 (im Erscheinen).
3) Vgl. P. Pawelka, Strategische Probleme einer
innovativen UN-Politik, in: U. Scheuner und B. 
Lindemann (Hrsg.), Die Vereinten Nationen und 
die Mitarbeit der Bundesrepublik Deutschland,
München—Wien 1973, S. 153 ff.

Der Formulierung eines revidierten For-
schungskonzeptes im Bereich der Internatio-
nalen Organisationen sowie deren Fixierung 
in einem sozialwissenschaftlichen Curriculum 
liegt die Absicht zugrunde, im Rahmen einer 
kritischen Theorie der Sozialwissenschaften 
die Funktionen internationaler Organisatio-
nen in weltweiten Problemlösungsprozessen 
zu analysieren. Darauf aufbauend strebt sie 
die Ermittlung von Bedingungen und Verfah-
ren zur Steigerung „emanzipatorischer" Pro-
blemlösungskapazitäten an und versucht 
selbst, engagiert politische Prozesse zu beein-
flussen. Hierbei spielt die Sozialisationsdi-
mension neben dem direkten 
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Entscheidungsträgem nationaler ) und inter-
nationaler Strukturen eine entscheidende Rol-
le. Der Prozeß des Lehrens und Lernens im 
schulischen wie im universitären Bereich 
kann als ein wichtiger strategischer Schwer-
punkt innovativer Veränderung globalgesell-
schaftlicher Strukturen begriffen werden, da 



er über die Vermittlung überprüfter Wahr- 
nehmungs- und Einstellungsfilter eine pro-
blemadäquate Sensibilisierung breiter Schich-
ten zu fördern vermag und dadurch konkrete 
Voraussetzungen innovativer politischer Pro-
zesse schafft. Die Einbeziehung der hier ange-
regten Fragestellungen in den curricularen 
Bestand der Sozialwissenschaften ist demnach 
bereits ein nicht unwesentlicher Teil der 
emanzipatorischen Strategie selbst.

Bei der Analyse internationaler Organisatio-
nen sollten folgende Grundsätze beachtet 
werden:

1. Internationale Organisationen sind in ei-
nem Gesamtzusammenhang gesellschaftlicher 
Dynamik zu untersuchen. Die Trennung „in-
nenpolitischer" Prozesse von „internationaler 
Politik" verkürzt und verfälscht die Ergebnis-
se solcher Studien. Wird dies nicht beachtet, 
so kann möglicherweise ein politisches Kon-
zept einer internationalen Organisation als 
fortschrittlich angesehen werden, das inner-
halb bestimmter Gesellschaften verheerend 
repressive Folgen hat. Umgekehrt müssen 
z. B. Untersuchungen gesellschaftlicher Ent-
wicklung, Demokratisierung oder innovativer 
Strategien im Bereich der Produktionsverhält-
nisse den internationalen Kontext mitberück-
sichtigen. Ein stringentes Bezugssystem sol-
cher Globalanalysen steht bisher allerdings 
nur in sehr groben Umrissen zur Verfü-
gun 4g ).

2. Internationale Organisationen sind nach 
ihren strukturellen und funktionalen Bedin-
gungen zu untersuchen. Einerseits muß man 
ihre internen Beziehungsmuster kennen, ande-
rerseits auch ihre Umwelt und die dazu gehö-
renden Verflechtungen und Abhängigkeiten. 
Eine solche Analyse weist u. a. darauf hin, 
daß internationale Organisationen zwar Staa-
ten als Mitglieder besitzen, ihre Funktionen 
jedoch nachhaltig auch von zwischengesell-
schaftlichen, transnationalen Strukturen be-
stimmt und beeinflußt werden. Internationale 
Organisationen allein in einem Staatensystem 
zu untersuchen muß als wissenschaftlich 
überholt gelten. Ihre grundlegende Bezugsein-
heit ist die Welt- oder Globalgesellschaft.

3. Internationale Organisationen dürfen nicht 
ohne Berücksichtigung der historischen Di-
mension untersucht werden, da sonst Trans- 
formations- und Entwicklungsprozesse residu-
al bleiben. Hierbei können sowohl historisch-

4) W. Hein und G. Simonis, Theoretische und me-
thodische Probleme einer kritischen Theorie inter-
nationaler Politik, in: Politische Vierteljahresschrift, 
1973, S. 85 ff.

dialektische als auch kybernetische Ansätze 
verwendet werden. Erst die historische Per-
spektive macht z. B. auf die Herrschafts-Funk-
tion internationaler Organisationen aufmerk-
sam. Oder die Entwicklung der Regelungska-
pazität politischer Systeme weist auf die 
Wahrscheinlichkeit hin, daß sich internatio-
nale Organisationen durch die Integration 
nichtstaatlicher Akteure transformieren wer-
den. Im Gegensatz zu strukturellen und funk-
tionalen Analysen haben diese Untersu-
chungsmethoden eine progressistische Ten-
denz, jene dagegen fördern eine realistischere 
Einschätzung der vorhandenen Verhältnisse, 
bleiben dagegen allzuleicht dem Status quo 
verhaftet.

4. Obwohl die Erarbeitung langfristiger Ziel-
perspektiven und „realer Utopias" innovati-
ver Problemlösungen als Grundlagenfor-
schung relevant bleibt, fordert die Dringlich-
keit zahlreicher globaler Probleme mittelfri-
stige Strategien zu ihrer Lösung. Solche Be-
strebungen müssen in einer großen Breite an-
setzen, um an möglichst vielen Punkten 
gleichzeitig in einer langen Folge kleine, 
strukturdurchbrechende Reformen durchzu-
setzen. Problemlösungspotentiale sollten da-
her weder allein in den Steuerungszentralen 
noch ausschließlich in gewaltsamen revolu-
tionären Aktivitäten „von unten" gesucht 
werden. Beide Impulse werden hier zwar als 
mögliche, doch relativ marginale Extremfälle 
einkalkuliert. Ausgegangen wird von der Prä-
misse, daß 1. sporadische revolutionäre Ereig-
nisse der vorgeschlagenen Strategie nützen, 
großkalibrige Folgen gewaltsamer Aktionen 
von den dominanten Kräften des Globalsy-
stems jedoch wirksam eingedämmt werden 
und 2. moderne politische Systeme lernfähig 
sind, interessendivergente Konzessionen je-
doch nur unter Druck vollziehen.

In dieser notwendigerweise komprimierten 
Darstellung5) unseres Ansatzes soll 1. die 
Funktion der Vereinten Nationen definiert 
und 2. ihre normativ-inhaltliche Ausgestal-
tung erklärt werden.

5) Beim vorliegenden Beitrag handelt es sich um 
eine Zusammenfassung von P. Pawelka, Vereinte 
Nationen und strukturelle Gewalt, München 1974.

Parallel zur historischen Entwicklung zwi-
schengesellschaftlicher Interdependenzen und 
Abhängigkeiten im globalen Ausmaß entstand 
ein vielfältiges Muster politischer Organisa-
tion, dessen ausgebildetster Typ heute das 
System der Nationalstaaten ist. Als Reaktion 
auf eine ständig vielfältigere und verwickel- 
tere Umwelt sahen sich die politischen Syste-
me der Nationalstaaten gezwungen, auch ih- 6



rerseits mannigfaltigere und spezialisiertere 
Problemlösungsrollen zu entwickeln, wollten 
sie ihre Fähigkeit, gesamtgesellschaftliche 
Probleme zu lösen, nicht verlieren. Im Inne-
ren moderner Gesellschaften entstanden 
Staatsapparate mit permanent anwachsenden 
Interventionskapazitäten. Doch auch das zwi-
schengesellschaftliche Interaktionsvolumen 
nahm seit der industriellen Revolution derart 
zu, daß das außenpolitische Instrumentarium 
von Ad-hoc-Kontakten über diplomatische 
Dienste, Außenministerien, administrative Re-
formen bis zu speziellen brain trusts und 
Planungsstäben ausgebaut werden mußte.

Dennoch konnte die Regelungsstärke nationa-
ler politischer Systeme auf die Dauer dem Ni-
veau der Umweltkomplexität nicht angegli-
chen werden. Die Kommunikationsrevolution 
führte zu Reibungen und Konflikten; patholo-
gische Reaktionen nationaler Akteure gipfel-
ten schließlich in zwei Weltkriegen und einer 
als „Drohsystem" bekannten Dauerkrise des 
internationalen Systems. Unter diesen Ein-
drücken förderte das System der National-
staaten den langwierigen und rückschlagrei-
chen Prozeß der Gründung und Entwicklung 
multinationaler Regelungsinstanzen. Multina-
tionale Regelungsinstanzen oder internationa-
le Organisationen sind institutionalisierte Ar-
rangements unter den Mitgliedern des interna-
tionalen globalen Systems, die die Aufgabe 
haben, Probleme zu lösen, die nationale Pro-
blemlösungskapazitäten überfordern. Die 
Vereinten Nationen, bestehend aus der Zen-
tralorganisation und deren Sonderorganisatio-
nen, können heute als die dominante multina-
tionale Regelungsinstanz der Globalgesell-
schaft bezeichnet werden.
Diese instrumentale Funktion muß nunmehr 
inhaltlich, d. h. normativ gefüllt werden, 
denn Probleme können für verschiedene Teile 
der Globalgesellschaft verschieden relevant 
sein und sie können ebenfalls sowohl zugun-
sten weniger als auch zum Vorteil vieler ge-
löst werden.
Das Grundproblem des internationalen globa-
len Systems ist der Frieden, w

6
obei dieser in 

Anlehnung an Johan Galtung ) als Abwesen-
heit von Gewalt verstanden werden soll. Man 
kann zwischen personaler Gewalt, die auf 
wirkliche oder angedrohte physische Verlet-
zungen durch konkrete Akteure zurückzufüh-
ren ist, und struktureller Gewalt unterschei-
den. Letztere besteht dann, wenn aufgrund 
besonderer Beziehungsgeflechte zwischen 

verschiedenen sozialen Einheiten die Lebens-
qualität einzelner dieser Einheiten durch 
Furcht, Leiden, fehlende Möglichkeiten der 
Selbstverwirklichung etc. auf einem Niveau 
gehalten wird, das niedriger ist als es auf-
grund technischer und sozialer Bedingungen 
im Gesamtsystem sein müßte.
Neben den Problemtypen personaler und 
struktureller Gewalt bestimmen sozio-ökono-
mische Problemdimensionen den Inhalt der 
UN-Aufgaben: zum einen handelt es sich um 
die extreme Aktualisierung der Ungleichheit 
innerhalb der Industriegesellschaften, zum an-
deren innerhalb der Globalgesellschaft. Be-
rücksichtigt man beide Variabienpaare, so er-
geben sich folgende vier Probleme: Drohsy-
stem (personale Gewalt/Industriegesellschaf- 
ten), Kolonisation (personale Gewalt/Global- 
gesellschaft), Umweltproblematik (strukturel-
le Gewalt/Industriegesellschaften) und Impe-
rialismus (strukturelle Gewalt/Globalgesell- 
schaft). Sowohl das Drohsystem des Ost- 
West-Konflikts als auch das Kolonialproblem 
basieren auf der Anwendung oder der Andro-
hung von Zwangsmitteln. Demgegenüber sind 
Imperialismus und Umweltproblematik Phä-
nomene struktureller Gewalt. Das asymmetri-
sche Beziehungsgeflecht im internationalen 
und zwischengesellschaftlichen Bereich 
schränkt die Entfaltungs- und Entwicklungs-
möglichkeiten der meisten agrarisch struktu-
rierten Gesellschaften der Dritten Welt ein. 
Daneben gerät die Umweltkrise, ein Komplex 
aus Bevökerungsdynamik, Ressourcendruck 
und die Lebensqualität bedrohender Defekte 
der technischen Entwicklung ins Blickfeld in-
ternationaler Politik.
Alle vier Problemkreise wurden von den Ver-
einten Nationen im Verlauf ihrer Geschichte 
gleichzeitig behandelt. Dennoch ist es mög-
lich, Schwerpunkte zu ermitteln. Während 
der 40er und 50er Jahre beherrschte das 
Drohsystem in seiner Ausprägung als Kalter 
Krieg die Aktivitäten der Weltorganisation. 
Diese Phase wurde seit der Mitte der 50er 
Jahre bis zur Hälfte der 60er Jahre durch das 
Problembündel der Dekolonialisierung über-
lappt. Die gesamten 60er Jahre beschäftigte 
das UN-System vorrangig der „Redistribu-
tionskomplex", d. h. der Versuch, mit Hilfe 
der Entwicklungsförderung internationale 
Asymmetrien des gesellschaftlichen Wachs-
tums zumindest abzuschwächen. Seit Beginn 
der 70er Jahre macht sich mit zunehmender 
Dynamik das Umweltproblem bemerkbar6).

6) J. Galtung, Gewalt, Frieden und Friedensfor 
schung, in: D. Senghaas (Hrsg.), Kritische Friedens' 
forschung, Frankfurt 1971, S. 55 ff.

7) Vgl. B. Johnson, The United Nations' Institutio- 
nal Response to Stockholm: A Case Study in the 
International Politics of International Change, in: 
International Organization (IO) 1972, S. 255 ff.



Zwar werden vorangegangene Schwerpunkte 
nicht einfach liquidiert, doch besteht die 
Tendenz, sie unter dem Zwang zur Komplexi-
tätsreduktion allmählich in das zweite Glied 
der Dringlichkeitsstufen abzuschieben. Diese 
Entwicklung beinhaltet folgende vier Tenden-
zen, die auf die Problemlösungskapazität der 
Vereinten Nationen einwirken:

1. Es besteht die Neigung, sich stärker als in 
den 50er Jahren Problemen der strukturellen 
Gewalt zuzuwenden. Die im Vergleich zum 
Völkerbund beobachtete Abnahme der Orga-
nisationsaktivität darf daher nicht falsch in-
terpretiert werden. Eine Verlagerung der Ziel-
setzungen in den Bereich der grundlegenden 
Strukturprobleme steigert die Bedeutung des 
UN-Systems, absorbiert jedoch andererseits 
Kapazitäten für spektakuläre Erfolge und för-
dert die Tendenz, nur noch für „Eingeweihte" 
durchsichtig zu sein.

2. Da die Konzentration auf vorrangig die 
Dritte Welt interessierende Fragen Energien 
der Industriestaaten im UN-Kontext reduzier-
te, könnte eine zunehmende Orientierung auf 
die Umweltproblematik hin der gesamten Or-
ganisation dynamische Impulse erteilen.

3. Die Problemkomplexe Drohsystem und Ko-
lonisation haben heute angesichts sich wan-
delnder Strukturen im internationalen System 
nicht mehr den Stellenwert, den sie noch vor 
einem Jahrzehnt besaßen. Weitaus entwickel-
tere Methoden der Beeinflussung, die auf der 
Basis struktureller Gewalt Abhängigkeiten 
ohne offen sichtbare personale Zwangsmecha-
nismen schaffen, haben die militärische Inter-
vention zur Ausnahme werden lassen. Demge-
genüber belasten Imperialismus und Umwelt-
problematik als strukturelle Gewaltmuster zu-
nehmend die Lebensqualität der Globalgesell-
schaft. Sie bilden heute die beiden zentralen 
Problemkreise, mit denen es die Vereinten 
Nationen zu tun haben.

4. Weitaus kritischer als die Abkehr von 
Problemen personaler Gewalt erscheint die 
Tendenz, das Aufgabenfeld der Redistribution 
zugunsten einer lediglich als „Verschmut-
zung" definierten Umweltkrise in den Hinter-
grund treten zu lassen, wie es seitens der In-
dustriestaaten angestrebt wird. Bodenerosio-
nen, Versteppungen, Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen, Urbanisierungsschäden sowie die 
Verschmutzung der Meere und der Atmo-

sphäre beziehen die Entwicklungsgesellschaf-
ten in die Reihen der Leidtragenden exzessi-
ven Fortschritts mit ein. Zum anderen wird 
die Asymmetrie der internationalen Beziehun-
gen durch eine einseitige Lösung der Umwelt-
problematik weiter verschärft. Eine ungeheu-
re Kostenlawine, deren Dimensionen heute 
nur schwer überschaubar ist, bedroht sämtliche 
Redistributionsmaßnahmen.
Angesichts solcher Gefahren sollte es die 
Aufgabe einer kritischen Reflexion globalge-
sellschaftlicher Probleme sein, beide Problem-
komplexe in einen integrierten Zusammen-
hang zu bringen. Es handelt sich um Phäno-
mene sozialer Transformation auf verschiede-
nen Stufen sozio-ökonomischer Entwicklung. 
Die Lösung des einen Problems auf Kosten 
des anderen ist aufgrund ihrer Verflochten-
heit keine reale Alternative. Zudem bietet die 
Interdependenz beider Probleme politisch 
eine, wenn auch zugegebenermaßen heute 
noch vage und längerfristige Chance, Motiva-
tionen einer kooperativen globalgesellschaft-
lichen Lösungsstrategie zu wecken und zu 
entwickeln. Unter diesem Aspekt werden die 
Vereinten Nationen danach zu untersuchen 
sein, wieweit es ihnen gelingt, im Kontext 
multifunktionaler Existenzbedingungen das 
Ziel eines Problemlösungsbeitrags zu optimie-
ren.
Soll die Weltorganisation eine effektive Pro-
blemlösung im Bereich globalgesellschaftli-
cher Konflikte leisten, so muß einerseits die 
Struktur des internationalen und zwischenge-
sellschaftlichen Systems berücksichtigt wer-
den, andererseits aber auch der Spielraum 
und die Kapazität der Problemlösungseinheit. 
Das wesentlichste Konstitutionsmerkmal in-
ternationaler und zwischengesellschaftlicher 
Bedingungen ist ihre Schichtung. Daher wird 
die interne und externe Umwelt der UN unter 
dem Gesichtspunkt der sozialen Stratifikation 
diskutiert. Das wichtigste Kriterium der Welt-
organisation wiederum ist die Fähigkeit, in-
nerhalb dieser Strukturen selbständige Akti-
vitäten der Problemlösung zu entwickeln. 
Diese Dimension wird unter dem Stichwort 
der Autonomie des UN-Systems behandelt. 
Strategien einer Problemlösung beinhalten 
die Reduktion der Schichtung in der Umwelt 
der Vereinten Nationen sowie die Förderung 
der Autonomie des UN-Systems selbst. Wie 
aktiv ist nun die Rolle der UN in diesen bei-
den Dimensionen?



II. Soziale Stratifikation im internationalen System

Das internationale globale System setzt sich 
aus den Nationalstaaten und den von ihnen 
gebildeten internationalen Organisationen zu-
sammen. Eines der auffallendsten Merkmale 
dieses Systems ist seine hochgradige Schich-
tung8). Ordnet man die Staaten in verschie-
denen Statusdimensionen wie Wirtschaftska-
pazität, politische und militärische Macht, 
technologische Entwicklung, Bevölkerungs-
zahl, geographische Größe, internationales 
Prestige etc. nach ihrem diesbezüglichen 
Rang ein, so kann ein Staat theoretisch in je-
dem Bezugsrahmen einen differenzierten Sta-
tus besitzen. Empirische Untersuchungen zei-
gen jedoch, daß Staaten, die in einer dieser 
Dimensionen relativ hoch rangieren, es mit 
hoher Wahrscheinlichkeit auch in den ande-
ren tun. Man kann daher von einer Konkor-
danz der Ränge sprechen. Ein zweites Merk-
mal ist das Verteilungsmuster der Kommuni-
kations- und Interaktionsstruktur zwischen 
den nationalen Systemen. Es gibt viele Inter-
aktionen zwischen den mächtigen Staaten, 
weniger zwischen diesen und den schwachen 
und noch viel weniger unter den schwachen 
allein. Eine solche Struktur ist typisch für ein 
feudales System9).

11) Vgl. M. Bohnet (Hrsg.), Das Nord-Süd-Problem. 
Konflikte zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern, München 1971.
12) K. P. Sauvant, Multinationale Unternehmen und 
die Transformation des gegenwärtigen Staatensy-
stems, in: Politische Vierteljahresschrift 1972, Son-
derheft 4 (Gesellschaftlicher Wandel und politische 
Innovation), S. 196 ff.
13) R. Väyrynen, Stratification in the System of 
International Organizations, in: Journal of Peace 
Research (JPR) 1970, S. 291 ff; K. Jacobsen, Some 
Behavioral Characteristics in the United Nations as 
a Function of Rank, in: Proceedings of the Interna-
tional Peace Research Association. Third General 
Conference, Vol. II, Assen 970, S. 22 ff.; K. Skjels- 
baek, Peace and the Structure of the International 
Organization Network, in: JPR 1972, S. 315 ff.

Geraten Staaten unterschiedlicher Macht und 
Kapazität in Kontakt, so besteht die Tendenz, 
daß die stärkeren Staaten die Interaktionen so 
beeinflussen, daß sie aus ihnen weitaus grö-
ßeren Nutzen ziehen als die schwächeren. 
Neuere Versuche der Erklärung internationa-
ler Abhängigkeitsstrukturen sprechen entwe-
der von „asymmetrischen Beziehungen" oder 
von „Imperialismus" 10 ). Abgesehen von beab-
sichtigten strategischen Entscheidungen im 
Interesse der dominierenden Staaten bzw. de-
ren herrschenden Klassen sind es ebenso die 
Auswirkungen unterschiedlicher Entwick-
lungsimpulse (spill-over-Effekte), die das hö-
her entwickelte System jeweils bevorzugen 

und das Ungleichgewicht ständig erweitern. 
Für die Globalgesellschaft resultiert daraus 
eine Vielzahl von Abhängigkeiten, auch unter 
den Industriegesellschaften selbst, am ausge-
prägtesten erweist sich jedoch die Polarisie-
rung des 11 Nord-Süd-Konflikts ).

Ging die Dynamik wachsender Verflechtun-
gen in früheren Jahrzehnten und Jahrhunder-
ten von den Staaten aus, so verschob sich ihr 
Schwerpunkt heute in die transnationalen In-
teraktionen zwischen gesellschaftlichen Ein-
heiten unterhalb der Regierungsebene: Wirt-
schafts-, Finanz-, Handels- und Industrieorga-
nisationen der westlichen Welt expandieren 
immer stärker in ausländische Territorien 
hinein und steigern die Asymmetrien des 
globalgesellschaftlichen Wachstums. Geraten 
sie im Ausland in Schwierikgeiten, so über-
nehmen die Staatsapparate ihrer Heimatlän-
der Schutzfunktionen. Man kann daher weit-
gehend von einer Interdependenz inter- und 
transnationaler Imperialismusstrukturen spre-
che 12n ).

Neuere Untersuchungen haben gezeigt, daß 
die Schichtungs- und Feudalstrukturen des in-
ternationalen Systems in den internationalen 
Organisationen weitgehend reproduziert wer-
den 13). Speziell für die Vereinten Nationen 
gilt, daß die Repräsentation in den wichtig-
sten Organen außerhalb der Generalversamm-
lung (GV) an den nationalen Rang, wie er 
sich durch den Beitrag am Budget der UN, die 
Größe der Delegation und der ständigen Ver-
tretungen messen läßt, gebunden zu sein 
scheint. Dabei ist die Asymmetrie im transna-
tionalen System größer; doch auch in den in-
ternationalen Organisationen wächst die Do-
minanz der das Globalsystem beherrschenden 
Staaten, je mehr man sich von der einfachen 
Mitgliedschaft den Entscheidungsorganen 
oder Sekretariaten nähert. Für die GV wurde

8) R. Jenkins, Exploitation, London 1970, S. 82 ff. 
C. Lagos, International Stratification and Underde- 
veloped Countries, University of North Carolina 
Press 1963, S. 6 ff.; J. D. Singer und M. Small, The 
Composition and Status ordering of the Interna-
tional System: 1815—1946, in: World Politics 
1965/66, S. 236 ff.
9) J. Galtung, Gewalt, Frieden und Friedensfor-
schung, a. a. O.
10) J. Galtung, Eine strukturelle Theorie des Im-
perialismus, in: D. Senghaas (Hrsg.), Imperialismus 
und strukturelle Gewalt. Analysen über abhängige 
Reproduktion, Frankfurt 1972, S. 29 ff. In diesem 
Sammelwerk noch weitere wichtige Aufsätze zum 
Imperialismus-Komplex. Ebenfalls J. S. Nye, jr. und 
R. O. Keohane (Hrsg.), Transnational Relations and 
World Politics, Cambridge, Mass., 1972.



nachgewiesen, daß die mächtigsten Staaten 
auch eine höhere Zentralität in der Kommuni-
kationsstruktur der Entscheidungsprozesse 
besitzen als die schwachen Mitglieder und 
ihre Interessen auch stärker durchset-
zen14 ).

Obwohl alle diese Daten die Vermutung na-
helegen, inter- und transnationale Organisa-
tionen seien vor allem Kontrollorgane der 
herrschenden Kräfte im internationalen Sy-
stem, wäre ein solcher Schluß voreilig. Für 
das System der Vereinten Nationen gilt er 
nur bedingt: hier kann man sowohl stark ge-
schichtete als auch egalitäre Organe gleicher-
maßen finden. Bei den stark geschichteten 
Organisationen handelt es sich besonders um 
die Institutionen, die auf dem währungs-, ent- 
wicklungs- und handelspolitischen Sektor Re- 
gelungs- und Distributionsaufgaben wahrneh-
men, also den Weltwährungsfonds, die Welt-
bankgruppe und das Allgemeine Zoll- und 
Handelsabkommen.

Da das Stimmvolumen jedes Staate
15

s z. B. in 
der Weltbank ) von der Höhe des einge-
brachten Kapitals bestimmt wird, ist die 
Verteilung sehr unterschiedlich. Heute besit-
zen allein sechs Staaten über die Hälfte aller 
Stimmen; die entwickelten Staaten verfügen 
über 65,55 °/o, die gesamten Entwicklungslän-
der über 34,45 °/o der Stimmen. Hinzu kom-
men informelle Entscheidungsgremien der do-
minanten kapitalistischen Mächte sowie ein 
Beamtenstab mit „nordwestlichem" Überge-
wicht.

Die Weltbankgruppe regelt den weitaus größ-
ten Teil der multinationalen Entwicklungshil-
fe und fördert durch gezielte Programme, 
Vergaberichtlinien, Experten und positive wie 
negative Sanktionen eine Entwicklungspoli-
tik, die der Durchdringung der Peripheriege-
sellschaften (Entwicklungsländer) durch 
transnationale kapitalistische Strukturen 
nützt und die globalgesellschaftliche Asym-
metrie steigert. Auf der anderen Seite schei-
nen neuere Tendenzen der Weltbankpolitik 
auch Strukturinnovationen in den Peripherie-
staaten mit einzubeziehen, so daß der erhöhte 
Komplexitätsgrad imperialistischer Regelung 
durch internationale Organisationen auch *

14) C. F. Alger, Interaction and Negotiation in a 
Committee of the United Nations General Assem- 
bly, in: J. N. Rosenan (Hrsg.), International Politics 
and Foreign Policy, New York—London 19692, S. 
483 ff.
15) R. Blough, The World Bank Group, in: R. N. 
Gardner und M. F. Millikan (Hrsg.), The Global 
Partnership, New York-Washington-London 1968, 
S. 152 ff.; T. Hayter, Aid as Imperialism, Baltimore 
1972.

entwicklungsrelevante Widersprüche erzeugt: 
einerseits eine ausgefeiltere Steuerung der 
Peripherie mit verstärkter Integration „nützli-
cher" Sektoren dieser Gesellschaften in das 
kapitalistische Weltsystem, andererseits die 
Förderung von Einstellungen, Motivationen 
und sozialer Organisationsbedingungen politi-
schen Widerstands zur Bekämpfung der 
Asymmetrie.
Sieht man jedoch von den stark geschichteten 
internationalen Organisationen ab, so besit-
zen die weniger geschichteten und egalitären 
eine wichtige emanzipatorische Funktion: sie 
bilden organisatorische Kerne der Abwehr 
des Imperialismus und Potentiale von Gegen-
strategien. Die Vereinten Nationen erhalten 
unter diesem Gesichtspunkt als globales Pro-
blemlösungssystem einen herausragenden 
Stellenwert. In ihren nichtgeschichteten Sub-
systemen kristallisieren sich erste Bestandtei-
le einer Organisations- und Konfliktfähigkeit 
der Abhängigen und Ausgebeuteten.

1. Aktivierung und Organisierung von Wider-
stand

Erste Voraussetzung für einen erfolgreichen 
Widerstand gegen die bestehende Abhängig-
keit ist die Fähigkeit, sich international zu or-
ganisieren. Diesem Ziel steht jedoch das inter- 
und transnationale Beziehungsgeflecht des 
Feudalsystems entgegen, das verhindert, daß 
Solidaritäten, Organisationen, Bündnisse und 
Kampfinstrumente unter den Staaten der 
Dritten Welt entstehen. Kolonialismus und 
Imperialismus haben die meisten Entwick-
lungsländer jeweils nach einem Industriestaat 
ausgerichtet. Auch nach der Gewinnung for-
maler politischer Unabhängigkeit hat sich an 
dieser einseitigen Zuordnung nicht viel geän-
dert. Durch positive und negative wirtschaft-
liche Sanktionen sowie verstärkte Sozialisa-
tion der Peripherie-Eliten (Studium, techni-
sche Hilfe durch Experten) in die Kultur des 
ehemaligen „Mutterlandes" verteidigten die 
führenden Industriestaaten weitgehend ihre 
zentralen Positionen im internationalen Kom-
munikationsgeflecht. Soll man dies anschau-
lich machen, so bietet sich als Beispiel beson-
ders das Verkehrsnetz an, obwohl das Muster 
für die meisten anderen Beziehungstypen 
ähnlich ist: so führt der Weg von Daressalam 
nach Santiago de Chile über London, Paris 
und New York und sogar Nachbarstaaten 
sind oft über den Umweg nach Europa besser 
verbunden als durch direkte Transportwege. 
Unter diesen Bedingungen leisten die UN ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Reorganisation 
der globalen Kommunikationsstruktur.



a) Informationsbezug

Informationen aus einer Vielzahl von Interak-
tionen mit verschiedenen Staaten erweitern 
die Wahrnehmungen eines peripheren Staats-
apparates. Er wird umweltoffener, schafft 
sich allmählich ein komplexeres Bild über ei-
gene und fremde Probleme und erhält eine 
höhere Toleranzbreite in bezug auf Werte, 
Verhaltensweisen und Lösungsalternativen. 
Durch eine „Komprimierung" internationaler 
Kommunikationsstrukturen bietet das UN-Sy-
stem seinen Mitgliedern einen einzigartigen 
Informationspool.

Empirischen Untersuchungen 16)  zufolge sind 
die diplomatischen Informationsbedingungen 
in den Vereinten Nationen aufgrund höherer 
Kontaktquoten, geringerer Beachtung von 
Rangunterschieden und dem überwiegend in-
formellen und mündlichen Charakter der Kom-
munikation sowie ihrer Qualität besser als in 
traditionellen diplomatischen Strukturen. Die 
Einbeziehung fast aller Staaten in dieses Kom-
munikationsgeflecht bietet vielen Politikern 
der Entwicklungsländer erstmals auch die 
Chance, unmittelbare Informationen aus meh-
reren Industriestaaten parallel zu beziehen 
und sie untereinander zu vergleichen. Dem-
entsprechend wurden bei UN-Diplomaten über-
durchschnittliche Lerngewinne festgestellt. Ein-
schränkend muß man jedoch hinzufügen, daß 
nur eine bemerkenswerte Datenverarbeitungs- 
Kapazität alle Vorteile des Informationsbezugs 
auszunutzen vermag. Und hierin liegt bei den 
Peripherienationen das größte Problem. Nur 
durch intensive organisatorische Bemühungen 
wäre es zu lösen.

b) Interessenaggregation

Schon wenige Monate nach der Gründung der 
Vereinten Nationen kristallisierten sich re-
gionale Primärstrukturen der Interessenaggre-
gation zum Zwecke der Durchsetzung politi-
scher Ziele (caucusing groups). Trotz großer 
Unterschiede zwischen ihren Organisationen 
und Politiken ist ihnen die Absicht gemein-
sam, durch Konsensusbildung Absprachen 
darüber zu erzielen, auf welche Art und Wei-
se welche spezifischen Interessen in den UN- 
Organen durchgesetzt werden könnten. Cau-
cusing groups sind formale Entscheidungs-
zentren des UN-Systems.

Erst die Fähigkeit, sich zusammenzuschließen 
und solidarisch zu handeln fördert den Ein-
fluß einer Gruppe sonst schwacher Staaten. 
Gemessen an den Aktivitäten der Staaten-
gruppen westlicher Industrienationen besitzen 
die meisten caucusing groups der Dritten 
Welt einen hohen Kohäsionsgrad. Da eine 
Steigerung zwischenstaatlicher Beziehungen 
aber nicht nur positive Einstellungen hervor-
ruft, sondern auch neue Konfliktlinien er-
zeugt, stimmte das Abstimmungsverhalten der 
Dritten Welt in der Generalversammlung mit 
dem caucus-Muster nur sehr selten über-
ein 17). Die meisten Regelmäßigkeiten des 
Wahlverhaltens beruhen mehr auf inner- und 
zwischenregionalen Koalitionen als auf Grup-
pierungen, die durch caucus-Politiken deter-
miniert wären. Trifft dies für die Gesamtheit 
der Abstimmungen und caucusing groups in 
den Vereinten Nationen zu, so finden sich be-
züglich der Nord-Süd-Problematik differen-
zierte Ergebnisse. In der Welthandelskonfe-
renz (UNCTAD) z. B. wird die politische Posi-
tion der Peripheriestaaten zu einzelnen Pro-
blemen zunächst in den regionalen Gruppen 
und dann im „Plenum der 77" erarbeitet, wo-
bei die interne Konsensusbildung den Ent-
scheidungsprozeß oftmals stärker determiniert 
als der Prozeß der globalen Konfliktaustra-
gung 18 ). Dieser Lerneffekt der Solidarisie-
rung ist jedoch Voraussetzung für weiterge-
hende Erfolge.

16) C. F. Alger, Decisions-making Theory and Hu-
man Conflict, in: E. B. McNeil (Hrsg.), The Nature 
of Human Conflict, Englewood Cliffs 1965, S. 274 ff. 
C. F. Alger, Personal Contact in Intergovernmental 
Organizations, in: C. Kelman (ed.), International 
Behavior New York-Chicago ... 1965, S. 521 ff.; 
Alger, Interaction, a. a. O.

17) A. Lijphart, The Analysis of Bloc Voting in the 
General Assembly: a critique and a proposal, in: 
American Political Science Review (APSR) 1963, S. 
902 ff.; B. M. Russett, Discovering Voting Groups 
in the United Nations, in: APSR 1966, S. 327 ff.
18) B. Gosovic, UNCTAD: Conflict and Compromise 
Leiden 1972, S. 287 ff.
19) Vgl. J. E. Vincent, An Application of Attribute 
Theory to General Assembly Voting Patterns, and 
some Implications, in: IO 1972, S. 551 ff.; J. E. 
Vincent, An Analysis of Caucusing Group Activity 
at the United Nations, in: JPR 1970, S. 133 ff.

überhaupt besitzt die caucus-Politik der Peri-
pherienationen in den Vereinten Nationen ei-
nen gänzlich anderen Stellenwert für die Au-
ßenpolitik dieser Länder als dies bei den In-
dustriestaaten der Fall ist: die UN-Politik be-
einflußt nationale Regierungsentscheidungen 
in der Peripherie weitaus stärker und auch 
der Rat der UN-Delegation wird hierbei mehr 
berücksichtigt. Generell konnten Faktoren-
analysen19 ) nachweisen, daß zahlreiche Va-
riablen der Unterentwicklung mit einer posi-
tiven Einstellung zu den Vereinten Nationen 
und aktivem Verhalten in der caucus-Politik 
übereinstimmen. Materiell wird dieses Resul-
tat durch die Beitragsquoten zum UN-Budget 
sehr eindeutig bestätigt. Gemessen am Natio-



nalprodukt und am Militärhaushalt ist die fi-
nanzielle Belastung der kleinen Peripherie-
staaten am höchsten, die der mächtigsten In-
dustriestaaten, allen voran der USA, am nied-
rigsten20 ). Der Vergleich absoluter Beitrags-
ziffern, wie er in den meisten Publikationen 
nachlesbar ist, verfälscht dieses Bild völlig 
und ist von nur geringem Erkenntniswert.

20) E. T. Rowe, Financial Support for the United 
Nations: The Evolution of Member Contributions, 
1946—1969, in: IO 1972, S. 619 ff.
21) K. Skjelsbaek, Development of the Systems of 
International Organizations, in: Proceedings of the 
International Peace Research Association, Third 
General Conference, Vol. II, Assen 1970, S. 90 ff.
22) R. L. Merritt, Systems and the Disintegration of 
Empires, in: General Systems 1963, S. 91 ff. 23) Vgl. Gosovic, UNCTAD, a. a. O.

c) Selbstorganisation

Wissenschaftliche Prognosen über inter- und 
transnationale Organisationen geben an, daß 
die organisatorische Vielfalt im globalen Sy-
stem weiter ansteigen wird. Gleichzeitig wür-
den jedoch die meisten Organisationen 
nur Industriestaaten als Mitglieder haben und 
langfristig integrative Prozesse in der Region 
der bereits heute überlegenen Staaten unter-
stützen21 ). Einer solchen Entwicklung, die 
die Feudalstruktur weiter stärkt, sollte gezielt 
entgegengewirkt werden. Betrachtet man z. B. 
den historischen Prozeß der Desintegration 
des merkantilen imperialen Systems nach 
dem Westfälischen Frieden, so kann man die 
Loslösung der amerikanischen Kolonien von 
Großbritannien unter dem Gesichtspunkt einer 
Reorganisation der feudalen Kommunikations-
struktur interpretieren 2). Die Verselbständi-
gung der USA vollzog sich mit Hilfe des Aus-
baus intensiver Regelkreise zwischen den ein-
zelnen Kolonien sowie der Aufnahme von 
Beziehungen zu anderen europäischen Groß-
mächten. Analog dazu sollten die Staaten 
der Dritten Welt starke Beziehungen unter-
einander entwickeln und institutionalisieren. 
Dazu bieten sich internationale Organisatio-
nen mit der ausschließlichen Mitgliedschaft 
von Peripheriegesellschaften an. Auf der 
Grundlage einer solchen Organisationsstruk-
tur könnten Integrationsprozesse unter den 
jungen Staaten gefördert werden. Erstmals 
entstünden internationale Assoziationen von 
Staaten um Ideen, Ziele, Werte und Verhal-
tensweisen, die nicht für die Industriestaaten 
repräsentativ sind.
Internationale Organisationen der Peripherie 
wären geeignet, zahlreiche Aktivitäten zu 
entfalten, die den autonomen Handlungsspiel-
raum der abhängigen und ausgebeuteten 
Staaten erweitern würden. So wurde bereits 

auf die Notwendigkeit, Informationen pro-
blemlösungsadäquat zu sammeln und zu ver-
arbeiten, hingewiesen. Ein wesentliches 
Merkmal der internationalen Arbeitsteilung 
ist die Konzentration von Forschung, Koordi-
nation und Information in den Metropolen der 
industrialisierten Welt. Den Entwicklungslän-
dern fehlen oft die primitivsten Statistiken 
über ihre eigenen Gesellschaften, von ihrer 
Umwelt gar nicht erst zu reden. Internationa-
le Organisationen, wie die Weltbank, oder 
ausländische Wirtschaftsunternehmen besit-
zen zum Teil Informationen, wie sie den na-
tionalen Staatsapparaten völlig fehlen. Infor-
mationsmangel beinträchtigt die nationale 
Planung, das Besteuerungswesen und das 
Wirtschaftsverhalten, kurz die gesamte Ent-
wicklungsfähigkeit eines Peripheriestaates. 
Da sich die meisten dieser Länder in einer 
ähnlichen Situation befinden, wäre an eine 
gemeinsame Sammlung, Auswertung, Struktu-
rierung und Speicherung der Daten zu den-
ken. Die extreme Langfristigkeit und Kost-
spieligkeit solcher Aktivitäten weisen darauf 
hin, daß internationale Organisationen der 
Peripherie geeignete Problemlösungseinheiten 
für Aufgaben dieser Art sein könnten. Mögli-
che Hilfestellungen der UN bei solchen Ziel-
setzungen lassen sich bereits von einigen 
konkreten Fällen ableiten. So spielten das De-
partment of Economic and Social Affairs und 
die Regionalorganisation für Lateinamerika 
(ECLA) Hauptrollen bei der Sammlung statis-
tischer Daten und analytischer Studien für 
die Politik der Welthandelskonferenz. Erst 
auf der Grundlage dieser Arbeit konnte ein 
Gegenkonzept zur klassischen Freihandels-
theorie der Industriestaaten entworfen werden. 
Ebenso hilfreich erwiesen sich andere Regio-
nalorganisationen bei der Koordination und 
Kohäsionsbildung der „peripheren" Strategie 
in der Welthandelskonferenz 23 ).

Ein weiterer bemerkenswerter Vorteil eigener 
internationaler Organisationen liegt auch dar-
in, daß Sekretariate mit politischen und büro-
kratischen Diensten entstehen würden, die 
parteiisch für die Staaten der Dritten Welt 
eintreten könnten. Das UN-Sekretariat han-
delt unter den Bedingungen oftmals extremer 
politischer Asymmetrie und dem Zwang zur 
formalen Neutralität de facto doch zugunsten 
der Industriestaaten. Der Vorteil eigener Se-
kretariate der Peripherienationen zeigt sich 
hingegen besonders im Falle der UNCTAD. 
Als Interessenartikulator und treibende Kraft 
der Entwicklung einer politischen Strategie 
gegen die Industriestaaten, konnte das UNC-



TAD-Sekretariat, vor allem unter der Leitung 
von R. Prebisch, Einstellungs- und Aktivitäts-
innovationen unter den Staaten der Dritten 
Welt einleiten, die heute als Grundlage einer 
progressiven Dynamik im Nord-Süd-Konflikt 
kaum noch zu ignorieren sind.

Wenn von regionalen Integrationsabläufen in 
der Peripherie gesprochen wird, so ist, wie bei 
jeder Integration, auch ihr Sinn und Zweck 
zu reflektieren. Unter den gegenwärtigen Be-
dingungen im internationalen globalen Sy-
stem ist die Wahrscheinlichkeit groß, daß Zu-
sammenschlüsse in der Dritten Welt sowohl 
zu einer Reorganisation der inter- und trans-
nationalen Kommunikationsstruktur beitragen 
als auch Steuerungsprozesse der Metropolen 
effektiver gestalten können. Das Mischungs-
verhältnis beider Komponenten und das Volu-
men dieser Widersprüche sind wohl aber nur 
empirisch von Fall zu Fall festzustellen. Eine 
stärkere wirtschaftliche und handelspolitische 
Zusammenarbeit unter den Peripheriegesell-
schaften sollte jedoch geeignet sein, zum ei-
nen die Abhängigkeit von Konjunktur-
schwankungen in einem einzigen Industrie-
staat, wie sie sich aus der Feudalsstruktur er-
gibt, abzubauen und zum anderen das Druck-
potential des dominanten Industriestaates zu 
verringern.

Wichtige Barrieren für den stärkeren Ausbau 
dieser Austauschbeziehungen, die in der ge-
samten Peripherie nur 7 °/o der Importe von 
Fertigprodukten betragen, sind 1. schwache 
interkontinentale Informationen über den 
Wirtschafts- und Handelssektor, 2. geringe 
Transportkapazitäten, besonders im Schiffsbe-
reich und 3. direkter oder indirekter wirt-
schaftspolitischer Druck zugunsten einer Ze-
mentierung der gegenwärtigen „partikularisti- 
schen" Struktur. Internationale Organisatio-
nen der Peripheriegesellschaften könnten in 
einer solchen Situation sowohl eine größere 
Kapazität der Informationsverarbeitung ent-
wickeln als auch mit stärkerem Gewicht und 
Prestige als einzelne betroffene Staaten Res-
sourcen mobilisieren, um eine koordinierte 
Entwicklungsförderung für die sich integrie-
rende Gruppe zu ermöglichen. Angestrebte 
Ziele hierbei wären z. B. eine regionale Inte-
grationsbank oder die Unterstützung von Pro-
jekt-Kooperationen als erste Stufe der intensi-
ven Zusammenarbeit. Da internationale Di-
stributionsorgane, wie die Weltbank, solche 
Prozesse bisher kaum untertützt, manchmal 
sogar bekämpft haben, müßten internationale 
Organisationen der Peripherie Strategien ent-
wickeln, um die weitsichtigeren Technokra-
ten der universalen Organisationen über die 
Argumentation einer antizipatorischen Rege-

lung internationaler Strukturen zu gewinnen. 
Eine Anhebung der globalen Problemlösungs-
kapazität auf die komplexere Ebene interna-
tionaler Organisationen beinhaltet geradezu 
die Förderung funktionaler und geographisch 
bestimmter Zusammenschlüsse.

Eine Hauptfunktion internationaler Organisa-
tionen der Peripherie wäre es, Impulse für in-
tegrative Prozesse zu erteilen, da die meisten 
Nationalstaaten dieses Entwicklungsstandes 
Chancen und Notwendigkeiten jenseits ihres 
eigenen Territoriums noch kaum wahrnehmen 
und damit den Status quo der Abhängigkeit 
und Ausbeutung fördern. In der Tat scheint 
hier ein Hauptproblem innovativer Umstruk-
turierung der internationalen Globalstruktur 
zu liegen. Die Partizipationsbereitschaft an in-
ternationalen Organisationen wird durch ei-
nen hohen Grad technologischer und wirt-
schaftlicher Entwicklung angeregt. Auf dem 
transnationalen Sektor kommt noch die Exi-
stenz einer pluralistischen Ideologie hin-
zu24 ). Beide Faktoren sind jedoch in den Pe-
ripheriegesellschaften nur spärlich vorhan-
den. Die Schaffung inter- und transnationaler 
Organisationen der Peripherie muß demnach 
auf die beiden wichtigsten funktionalen Sti-
muli verzichten und der politischen Motiva-
tion eines Kampfes um die gerechtere Vertei-
lung von Lebenschancen entspringen. Aus 
dieser Sicht heraus sollte es das Bestreben 
der Weltorganisation sein, Voraussetzungen 
für die Entwicklung regionaler Autonomien 
und Selbstorganisationen in der Peripherie zu 
schaffen. Dies hieße konkret z. B. die Funk-
tion der regionalen UN-Organe zu erweitern 
und Gesichtspunkte der Dezentralisation und 
eventuell sogar geringerer Effizienz auf der 
Grundlage einer solchen Zielorientierung neu 
zu bewerten.

24) K. Skjelsbaek, The Growth of International 
Nongovernmental Organization in the Twentieth 
Century, in: R. O. Keohane und J. S. Nye, jr. (eds.), 
Transnational Relations and World Politics, Cam-
bridge, Mass. 1972, S. 70 ff.

d) Politische Aktivität

Da die Struktur der Vereinten Nationen par-
lamentarische Formen des Verhaltens und der 
Auseinandersetzung fördert, erlernen die Ver-
treter der Peripherienationen in diesem Milieu 
Handlungsweisen, die zum Bestehen in mo-
dernen politischen Systemen hoher Komple-
xität unerläßlich sind. Gemeint ist hiermit die 
Sammlung und Integration von Interessen, 
Fraktionsbildung, das Entwerfen und Durch-
führen politischer Strategien, Vermittlungs- 



und bargaining-Fähigkeiten und die bewußte 
Aktualisierung politischen Kampfes. Unter die-
sem Gesichtspunkt erscheint der momentane 
Erfolg oder Mißerfolg bei der Durchsetzung 
bestimmter Resolutionen und Deklamationen 
von geringerer Bedeutung.

Ein wesentliches Merkmal des modernen Im-
perialismus ist die Integration großer Teile 
der Peripherie-Eliten in eine Art internationa-
le Gesellschaft mit einer spezifischen, von 
den Industrienationen geprägten Kultur und 
mit gemeinsamen politischen, kulturellen, 
ökonomischen und wissenschaftlichen Wer-
ten. Neuere empirische Untersuchungen ha-
ben gezeigt, daß periphere politische Systeme 
mit einer ausgeprägten Neigung zur Integra-
tion in das kapitalistische transnationale Be-
ziehungsgeflecht nur selten demokratischen 
Werten folgen25 ). Aus solchen Faktoren 
wurde auf eine fortschreitende Zweiteilung 
der Peripheriegesellschaften in einen kleinen 
international orientierten und mitprofitieren-
den Sektor und einen großen marginalisierten 
Teil, der ausgebeutet wird, geschlossen26 ). 
Unter diesem Vorzeichen erhält die Entwick-
lungspolitik vieler Peripherie-Eliten einen 
dysfunktionalen Charakter, da sie weitgehend 
dazu dient, die gesellschaftliche Schichtung 
in den einzelnen Entwicklungsländern zu ver-
schärfen. Träfe eine solche Interpretation für 
die Gesamtheit der Peripherie-Eliten zu, so 
wäre auch die UN-Entwicklungspolitik 
gleichzusetzen mit einem Reproduktionsinstru-
ment des globalen imperialistischen Sy-
stems.

25) P. B. Evans, National Autonomy and Economic 
Development: Critical Perspectives on Multinatio-
nal Corporations in Poor Countries, in: R. O. 
Keohane und J. S. Nye, jr. (eds.), Transnational 
Relations and World Politics, Cambridge, Mass. 
1972, S. 325 ff.
26) O. Sunkel, Transnationale kapitalistische Inte-
gration und nationale Desintegration: Der Fall La-
teinamerika, in: D. Senghaas (Hrsg.), Imperialismus
und strukturelle Gewalt, Frankfurt 1972, S. 258 ff.

Die breite Variabilität verschiedener Einstel-
lungen, Perzeptionen und Verhaltensweisen 
unter den Vertretern der Peripheriestaaten 
und der Zwang zur Aggregation gemeinsamer 
Interessen auf einer übernationalen Ebene 
fördern hingegen das Emanzipationspotential 
der Entwicklungs- und Redistributionspolitik 
im UN-System. Die Aktivierung einer trans-
kontinentalen Entwicklungspolitik der Peri-
pherienationen setzt einen Austausch und ei- 
nen oft konkurrierenden Vergleich der Ent-
wicklungsstrategien einzelner peripherer Sy-
steme voraus. Dadurch wird auch die bisheri-
ge Abschottung der Peripheriegesellschaften 

untereinander vermindert. Neben vertikalen 
Einflüssen, z. B. revolutionärer oder reforme-
rischer Gruppen der eigenen Gesellschaft, tre-
ten immer stärker auch Forderungen aus in-
novativeren Nachbarstaaten oder internatio-
nalen Organisationen der Peripherie auf.

Bereits in der Phase des Kalten Krieges gelang 
es den Staaten der Dritten Welt, auf der 
Grundlage des Nonalignment eine Interessen-
sammlung zustandezubringen, die in der be-
sonderen strukturellen Situation der beiden 
Supermächte eine strategische Position in 
zahlreichen politischen Konflikten konstitu-
ierte. In dieser Lage lernten sie auch neben 
den Methoden „parlamentarischer" Konflikt-
austragung eigene Ziele, Interessen und For-
derungen zu formulieren und zu vertreten. 
Als die Bedeutung des Ost-West-Konflikts als 
eines politischen Hebels für die Nord-Süd- 
Auseinandersetzung sank, wandte sich die 
Aufmerksamkeit der jungen Staaten der Ent-
wicklung neuer Instrumente zu, wobei von ei-
ner Konfrontation mit dem relativ einheitli-
chen „Norden" ausgegangen werden mußte.

Im Rahmen der Welthandelskonferenz gelang 
es der „Gruppe der 77", unter knapp hundert 
Staaten eine gewisse Kohäsion zu schaffen. 
Trotz zahlreicher Spaltungslinien politischer, 
ideologischer und sozio-ökonomischer sowie 
kultureller Art erarbeiteten diese Staaten 
eine gemeinsame Position gegenüber den In-
dustriestaaten 27 ). Die Aushandlung eines 
Kompromisses zwischen den stärker entwik- 
kelten und den ärmsten der Entwicklungslän-
der sowie ihr gemeinsames Auftreten auf der 
Welthandelskonferenz gegenüber den Indu-
striestaaten muß angesichts der bestehenden 
Heterogenität und zahlreicher Versuche ein-
zelner imperialistischer Mächte, diese Pha-
lanx zu torpedieren, als bemerkenswerter Er-
folg einer transkontinentalen Interessenaggre- 
gation bezeichnet werden. Auf dieser Grund-
lage nahm auch die allgemeine Aktivität der 
Peripherie in den Vereinten Nationen zu. So 
neigt das UN-System in seiner Antragsaktivi-
tät heute immer mehr zu einer „süd-östli-
chen" Richtung28 ). Festzuhalten bleibt, daß 
in den Vertretungsgruppen der Dritten Welt 
eine neue Funktionselite entstand, die, im UN- 
System gut sozialisiert, zu Anwälten der Un-
terentwickelten wurde und aktiv eine Kon-
frontation mit den Industriestaaten betreibt.

27 ) R. S. Walters, International Organization  
Political Communication: The Use of UNCTAD by 
Less Developed Countries, in: IO 1971, S. 818 ff.
28 ) J. Jacobsen, Some Behavioral Characteristics, 
a. a. O.; K. Jacobsen, Sponsorships in the United 
Nations. A System Analysis, in: JPR 1969, S. 235 ff.



2. Elemente des Schichtungswandels

Nachdem zunächst die Schichtungsstruktur 
inner- und außerhalb internationaler Organisa-
tionen erläutert wurde, waren wir bemüht, ei-
nige Komponenten jener Funktion darzustel-
len, die die Vereinten Nationen zur Verände-
rung dieser Beziehungsmuster wahrnehmen. 
Es stellt sich nunmehr die Frage nach den 
bisherigen Resultaten der Organisationskapa-
zität der Dritten Welt im UN-System. Das 
zweifellos vertrauteste, wenn auch keines-
wegs wichtigste Kriterium dürfte die Entwick-
lungsförderung sein. Doch abgesehen von 
der Fragwürdigkeit ihres Reorganisations-
beitrags — schließlich scheint die Vergabe-
praxis bestehende Ungleichheiten und Ab-
hängigkeiten nur zu zementieren — kann 
sogar für die systemstabilisierende Entwick-
lungshilfe kein signifikantes Wachstum fest-
gestellt werden. Zwar ist die Unterstüt-
zung weniger entwickelter Gesellschaften 
durch relativ weit entwickelte zu einem Wert 
der politischen Kultur der Globalgesellschaft 
geworden, doch bereits die normative Fixie-
rung dieses Wertes führte zu einem langen 
Konflikt in den Vereinten Nationen. Die Fest-
legung von 1 % des Bruttosozialprodukts al-
ler entwickelter Staaten blieb bis heute eine 
unerfüllte Norm. Das Abklingen des Kalten 
Krieges, Krisen im Weltwährungssystem, Of-
fenlegung von Dysfunktionen in der Entwick-
lungspolitik zahlreicher Peripheriegesellschaf-
ten u. a. m. reduzierten die Motivationen zahl-
reicher Industriestaaten zur aktiven Hilfelei-
stung.
Berücksichtigt man einige wichtige Zukunfts-
prognosen, so verdüstert sich das Bild der 
Entwicklungsförderung noch mehr. Aufgrund 
der drastisch zunehmenden Bevölkerung in 
den Entwicklungsländern wird ihre Abhän-
gigkeit von Nahrungsmittel- und Düngemit-
tel-Importen steigen. Würden sich die Peri-
pheriegesellschaften nach dem Vorbild der 
Industriestaaten entwickeln, so stiege der 
Energie- und damit Ressourcenbedarf in phan-
tastische Dimensionen. Auch wenn es nicht 
zu Knappheitsproblemen käme, so würden fi-
nanzielle und Umweltkosten das globale Kon-
fliktpotential weiter erhöhen und die Abhän-
gigkeit verschärfen 29 ).

29) N. Choucri, J. P. Bennet, Population, Resources, 
and Technology: Political Implications of the En-
vironmental Crisis, in: IO 1972, S. 175 ff; J. A. Lee, 
Enviromental Considerations in Development Finan- 
ce, in: IO 1972, S. 337 ff.

30) J. A aujo Castro, Environment and Deve-
lopment: nie Case of Less Developed Countries,
in: IO 1972, S. 401 ff., S. 404.

Erste Anzeichen möglicher Entwicklungen in 
der Politik des Umweltschutzes belasten das 
Nord-Süd-Problem noch mehr. Da eine um-

weltfreundliche Produktion nicht ohne hohe 
finanzielle Auflagen durchzusetzen sein wird, 
besteht die Gefahr, daß in den Industriestaaten 
neoprotektionistische Maßnahmen zum 
Schutz der Konkurrenzfähigkeit und kostspie-
lige Maßstäbe für umweltfreundliche Produk-
te erlassen werden. Eine „Entwicklugsförde- 
rung" des Transfers „scmutziger Industrie-
zweige" in die Entwicklungsländer, wie sie 
bereits von einigen Konzernen und Branchen 
betrieben wird, stellt eine weitere Steigerung 
der Ausbeutung dar. Andererseits führt eine 
umweltkonforme Entwicklungspolitik der In-
dustriestaaten, von der Weltbank bereits an-
gedeutet, zu solchen Kosteneskalationen, daß 
unter den Entwicklungsspezialisten der Drit-
ten Welt bereits von einer neuen Mythologie 
Rousseau’scher Prägung gesprochen wird, die 
die Peripherie in einen riesigen „Krüger-Na-
tionalpark" umwandeln wolle30 ).

Bereits dieser kurz umrissene Tatbestand 
zeigt, daß der redistributive Sektor der UN- 
Politik kaum Ansatzpunkte zur Reorganisation 
der internationalen Strukturen enthält. Selbst 
wenn wir die Entwicklungsförderung in der 
bisher vorherrschenden Form nicht pauschal 
ablehnen, so muß doch zugegeben werden, 
daß auch eine relativ positiv eingeschätzte 
Hilfe nur Symptome bekämpft, ohne die Pa-
thologie selbst ernsthaft zu tangieren. Dies 
führt uns nunmehr zu zwei wichtigeren Struk-
turveränderungen, der Ausdifferenzierung 
komplexer redistributiver Organe im UN-Sy-
stem und zur Partizipation an den Entschei-
dungsprozessen der Vereinten Nationen.

1. Ausdifierenzierung

Die satzungsmäßig für die sozio-ökonomi-
schen Probleme zuständigen Organe des UN- 
Systems bildeten seit der Mitte der 50er Jahre 
das Forum für die Auseinandersetzungen um 
die Redistributionsproblematik. Hierbei han-
delte es sich vorwiegend um den Wirtschafts- 
und Sozialrat (ECOSOC) und seine Unteror-
gane. Kennzeichnend für die Typologie der 
Konfrontation blieb bis heute (Umweltpro-
blem) das Bestreben der Industriestaaten, 
durch politisch rigide, doch technologisch 
ausgeklügelte Strategien redistributive Funk-
tionen im Sinne einer Aufrechterhaltung des 
Status quo wahrzunehmen. Demgegenüber 
entwickelten die Peripherienationen schließ-
lich eine Politik des Ausweichens auf neue, 
egalitär strukturierte Organe und der Demon-
stration moltidimensionaler Kausalzusammen-



hänge. Die Programme der UN-Entwicklungs-
dekaden fächerten das Entwicklungsproblem 
auf und zeigten, daß die Beschäftigung mit 
einzelnen wirtschaftlichen und sozialen Fra-
gen unzureichend ist, das Gesamtphänomen 
aber aus einem Aggregat machtpolitischer, 
wirtschaftlicher, fiskalischer, demographi-
scher und kultureller Variablen besteht, über 
diese Erweiterung der Wahrnehmungsfähig-
keit erhöhte sich für das UN-System der Um-
weltstreß.

Daraus resultierte zum einen ein Prozeß der 
Ausdifferenzierung neuer Organe wie UNC- 
TAD, UNIDO und UNCDF einschließlich ih-
rer geographischen Verlegung aus dem un-
mittelbaren Bereich der geschichteteren Gre-
mien und zum anderen eine Machtverschie-
bung innerhalb einiger Redistributions-Insti-
tutionen zugunsten der Dritten Welt. Das Be-
dauern von Überschneidungen und Ineffekti-
vität in der Entwicklungspolitik der Verein-
ten Nationen, die deshalb den jungen Staaten 
angelastet wurden31 ), versäumt in der Regel 
die Hinterfragung der Dependenzproblematik 
und erkennt somit auch nicht den Stellenwert 
der Ausdifferenzierung für eine weitergehen-
de politische Strategie. So sollte die Ausdiffe-
renzierung neuer Organe vielmehr als Funk-
tion der Organisierung und Aggregierung von 
Widerstand gegen die geschichteten Institu-
tionen beurteilt werden, in denen für die Drit-
te Welt nur geringe Artikulations- und Hand-
lungsmöglichkeiten bestehen. Erst der reprä-
sentative Auftritt in einer relativ geschlosse-
nen Phalanx, das motivierende Klima der So-
lidarisierung und die anderen stimulierenden 
Handlungsimpulse, die bereits angeschnitten 
wurden, besitzen eine katalysierende Wir-
kung auf die Herausbildung politischen Wi-
derstands.

32) Vgl. P. Pawelka, Die UNO und das Deutsch-
landproblem, Tübingen 1971.
33) E. T. Rowe, Changing Patterns in the Voting 
Success of Member States in the United Nations 
General Assembly: 1945—1966, in: IO 1969, S. 
231 ff.; C. S. Manno, Majority Decisions and Mino- 
rity Responses in the UN General Assembly, in: 
The Journal of Conflict Resolution (JCR) 1966, S. 
1 ff.

Auch wenn einzelne Züge dieser Strategie 
(bisher) erfolglos blieben (z. B. die Gründung 
eines Kapitalentwicklungsfonds, UNCDF), so 
kann doch eine Reihe von Erfolgen erwähnt 
werden: stärkere Differenzierung in der Per-
sonalauswahl bei den Industriestaaten-Ver- 
handlungsdelegationen, liberalerer Zugang zu 
den Ressourcen des Internationalen Wäh-
rungsfonds, Präferenzabkommen mit der 
OECD und nicht zuletzt die Berücksichtigung 
zahlreicher Vorstellungen der Entwicklungs-
länder im Pearson-Bericht. Zweifellos ist eine 
gestiegene Elastizität und Offenheit der Indu-
striestaaten gegenüber den Organen der Peri-
pherienationen zu beobachten.

31)  Vgl. W. R. Sharp, The United Nations Econo- 
mic and Social Council, New York-London 1969, S. 
75 ff.

2. Partizipation.

Organisationssoziologische Untersuchungen 
haben ergeben, daß politische Systeme mit ei-
ner hohen Konzentration systemischer Ent-
scheidungsprozesse auf ihre Führungsgruppe 
dazu neigen, eine relativ rigide und wenig 
entwickelte Problemlösungskapazität zu ha-
ben. Insofern erscheint die Frage nach dem 
Grad der Partizipation an Entscheidungen der 
Vereinten Nationen unmittelbar relevant für 
die Fähigkeit des Systems, globalgesellschaft-
liche Probleme zu lösen.
Auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges besa-
ßen die UN nur ein Entscheidungszentrum 
und dieses wurde von der Hegemonie der 
USA geprägt. Erst seit der Mitte der 50er Jah-
re, als sich militärstrategische und sozioöko-
nomische Veränderungen in der internationa-
len Umwelt politisch auszuwirken begannen, 
erhöhte sich auch der Komplexitätsgrad der 
Entscheidungsstruktur32 ). Der Einzug der Pe-
ripherienationen in die Vereinten Nationen 
und ihre politische Mobilisierung komplizier-
ten das Bild noch mehr. Im Ost-West-Konflikt 
bildeten die neuen Mitglieder variable Zen-
tren, die zwar an den Entscheidungen über 
Ost-West-Probleme teilnahmen, ihre Rolle 
aber tendenziell vermittelnd definierten. Im 
unmittelbaren Bereich der Nord-Süd-Spaltung 
führten sie dagegen eine Umpolung der Ent-
scheidungsstruktur durch.

Neuere Untersuchungen 33)  zeigen, daß die 
Unterstützung, die die USA in der General-
versammlung seit den 40er Jahren in fast al-
len Fragen erhielten, seit 1957 geringer wur-
de. Negative Auswirkungen auf amerikani-
sche Abstimmungserfolge zeigten sich jedoch 
erst seit 1960. Der UdSSR und ihren Verbün-
deten, in allen Sitzungsperioden unter den 
extrem Erfolglosesten, gelang Ende der 50er 
Jahre der Ausbruch aus der totalen Isolation. 
Seither konnten auch sie in einigen Problem-
bereichen zunehmend Positionsverbesserun-
gen erreichen, sodaß ihr Interesse an den 
Vereinten Nationen wächst, was sich auch in 
ihrem ständig steigenden prozentualen Bei-
trag zum UN-Budget niederschlägt. In der 
Nord-Süd-Dimension liegt die Entscheidungs-
macht des UN-Systems mit Ausnahme der ge-
schichteten Sonderorganisationen und des Si-



cherheitsrates eindeutig bei der Mehrheit der 
Staaten der Dritten Welt.
Quantitative Untersuchungen von Abstim-
mungsresultaten zeigten, daß sich die meisten 
Industriestaaten, sowohl des kapitalistischen 
als auch des sozialistischen Bereiches, unter 
den 25 °/o der UN-Mitglieder befinden, die am 
wenigsten oft zur Abstimmungsmehrheit ge-
hören. Was die Erfolgschancen von Anträgen 
in der Nord-Süd-Dimension betrifft, so wer-
den Anträge des Nordens öfter zurückgewie-
sen als solche des Südens. Generell kann man 
festhalten, daß die Entscheidungsmacht der 
Generalversammlung in diesen Problemberei-
chen umgekehrt reziprok zur Herrschaftsstruk-
tur des internationalen Systems verteilt ist. 
Drei Viertel des regulären Un-Budgets werden 
von 25 °/o der UN-Mitglieder bezahlt, die in 
Abstimmungen auf der Nord-Süd-Achse den 
geringsten Erfolg haben. Für die USA hat dies 
die Konsequenz, daß sich ihr Erfolg tendenziell 
von der Schaffung einer 2/3-Mehrheit zur Er-
haltung einer stabilen Sperrminorität verla-
gert. Eine Reaktion dara
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in die geschichteten Organe ).

3. Einfluß- und Beteiligungsperspektiven

Angesichts steigender Partizipationschancen 
könnten die Peripherienationen daran denken, 
von einer organisatorischen Basis aus, auch 
in den geschichteten Organen mehr „Mitbe-
stimmung" zu erkämpfen. Forderungen dieser 
Art sind sowohl gegenüber der Weltbank als 
auch gegenüber dem Sicherheitsrat (SR) und 
dem Internationalen Währungsfonds erhoben 
worden. Doch ist bei einer Beurteilung dieser 
Strategie zu berücksichtigen, daß eine ge-
waltsame Durchdringung der geschichteten 
UN-Organe, soweit sie überhaupt erzwungen 
werden könnte, höchstwahrscheinlich mit der 
Verlagerung der Entscheidungsprozesse in 
noch weniger kontrollierbare multilaterale 
Strukturen außerhalb der Vereinten Natio-
nen beantwortet werden würde. Eine solche 
Reaktion sollte jedoch deshalb vermieden 
werden, weil universale internationale Orga- *

34) Vgl. J. E. Todd, An Analysis of Security Coun-
cil Voting Behavior, in: Western Political Quarterly 
1969, S. 61 ff.

nisationen den Peripherienationen günstigere 
politische Bedingungen bieten: die Entschei-
dungsträger der internationalen Organisatio-
nen sind sowohl kognitiv als auch affektiv 
von nationalen Wirtschaftseinheiten weniger 
abhängig, die höhere Ebene der Steuerungsin-
stanz fördert eine größere Bandbreite zu be-
rücksichtigender Werte und Interessen und 
die Einbeziehung bisher fremder Kriterien 
kann langfristig Veränderungen im Bestand 
ihrer Handlungsdeterminanten verursachen. 
Daraus resultieren zunehmende Dissonanzen 
zwischen den nationalen Staatsapparaten der 
Industriestaaten und der Problemlösungsein-
heit auf höherer Aggregatebene. Das UN-Sy-
stem könnte dadurch zu einem Zentrum inno-
vativer Dynamik der Globalgesellschaft wer-
den.
Eine Umgestaltung der geschichteten Organe 
des UN-Systems wird dann weniger interes-
sant, wenn diese ihre Steuerungs- und Kon-
troll-Aktivitäten durch Regelung und Konsen-
susbildung ersetzen. Daher müßten Bedingun-
gen angestrebt werden, unter denen eine 
Vielzahl von Subsystemen der Vereinten Na-
tionen an den Entscheidungsprozessen der 
Weltorganisation beteiligt wären. So könnten 
die egalitär strukturierten Organe als assozi-
ierte Vermittlungsinstanzen zwischen Ent-
scheidungszentren und Mitgliedschaft wirken 
und bei Steuerungsprozessen sowohl zur Ent-
scheidungsfindung als auch zu subsidiären 
Funktionen herangezogen werden. Ein solches 
Ziel erscheint um so angemessener, als rege-
lungstheoretische Erkenntnisse darauf hinwei-
sen, daß die Problemlösungskapazität sozialer 
Systeme unter dem Druck zunehmender Um-
weltkomplexität nur auf dem Wege einer 
stärkeren Subsystem-Autonomie erhöht wer-
den kann.
Unsere bisherige Diskussion beschäftigte sich 
vorwiegend mit Aspekten der Organisierung 
der Peripherienationen. Hierbei spielten die 
Vereinten Nationen zwar keine unbedeuten-
de, doch tendenziell eine passive Rolle, ob-
wohl auch schon diese Katalysatorfunktion, 
gemessen am Entwicklungsstand des interna-
tionalen Globalsystems, von großer Bedeu-
tung ist. Hinzu tritt jedoch auch eine aktive 
Rolle, der wir den dritten Teil widmen wol-
len.



III. Autonomie

Je größer der Aktivitätsspielraum eines sozia-
len Systems innerhalb der Beschränkungen 
ist, die ihm seine Sozialstrukturen auferlegen, 
desto stärker nimmt es aktiv Einfluß auf die 
Konstellationen seiner Umwelt. Die Fähigkeit, 
diesen Spielraum aufrechtzuerhalten und zu 
erweitern, nennt man Autonomie. Die moder-
ne Systemtheorie 35 ) hat gezeigt, daß die 
„Selbstbestimmung" eines sozialen Systems 
nicht allein davon abhängt, inwieweit es fä-
hig ist, über seine interne und externe Um-
welt Kontrolle auszuüben, sondern ebenso da-
von, Strategien der Konsensusausbildung zu 
entwickeln und durchzuführen. Sich vorwie-
gend auf Kontrollkapazitäten stützende Syste-
me schüren die Entfremdung zu ihrer Umwelt, 
verschärfen die Widerstände gegenüber ihren 
Absichten und sind, selbst wenn sie über gro-
ße Machtressourcen verfügen, nur sehr einge-
schränkt fähig, Probleme (kostspielig) zu lö-
sen.
Wie stark politische Problemlösungsversuche 
durch Kontrollaktivitäten bestimmt sind, 
zeigt, daß die Gründer der Vereinten Natio-
nen zunächst versuchten, ein Instrument for-
malisierter Zwangsausübung durchzusetzen: 
das System der kollektiven Sicherheit (Kapi-
tel VII UNCh). Dieser Mechanismus gründete 
sich fast ausschließlich auf Kontrollkapazitä-
ten: das Konfliktregelungsmodell einer tradi-
tionellen „Staatsdominanz" auf dem innenpo-
litischen Sektor wurde in den Bereich inter-
nationaler Strukturen übergeführt, ohne die 
Problemlösungsinstanz jedoch materiell und 
personell entsprechend auszustatten. Diese Si-
tuation hatte zweierlei Folgen: zum einen 
konnte eine Institutionalisierung der Zwangs-
schlichtung im Rahmen zahlreicher nationaler 
Systeme mit weitaus stärkerer Kontrollkapa-
zität keine wirksame Lösung internationaler 
Probleme herbeiführen, zum anderen impli-
zierte dieser Vorgang eine minimale Autono-
mie der Vereinten Nationen vom internatio-
nalen Globalsystem.

1. Konsensusbildung

Die Aktivitäten des UN-Systems im Rahmen 
der Kollektiven Sicherheit gipfelten in einer 
Service-Funktion für das nationale Krisen-

Management der systemdominanten USA. Da-
mit hatte die Autonomie der Vereinten Natio-
nen in der ersten Hälfte der 50er Jahre einen 
Tiefpunkt erreicht; als Steuerungsinstrument 
der herrschenden Kräfte des internationalen 
Systems war ihre Problemlösungs-Funktion 
für die Globalgesellschaft bis zur Unkennt-
lichkeit reduziert. Das Scheitern des Problem-
lösungskonzeptes der Kollektiven Sicherheit 
an der Barriere des Kalten Krieges förderte 
die Suche nach alternativen Problemlösungs-
mustern. Da sich Kontrollfunktionen als un-
realistisch erwiesen hatten, konzentrierten 
sich die Vereinten Nationen auf Prozesse der 
Konsensusbildung. Diese Verlagerung hatte 
zwei Voraussetzungen: zum einen verschob 
sich das Schwergewicht politischer Aktivitä-
ten aus dem geschichteten SR in die egalitäre 
GV und zum anderen veränderte sich durch 
die Entkolonialisierung die Mitgliederstruktur 
der Vereinten Nationen. Seit der Mitte der 
50er Jahre gewannen para-parlamentarische 
Konfliktlösungsmuster an Bedeutung.

Die neuen militär-strategischen, sozio-ökono-
mischen und politischen Beziehungen der Su-
permächte untereinander und zu ihrer Um-
welt förderten ihre Übereinstimmung in drei 
wesentlichen Fragen: 1. der Austragung der 
Systemkonkurrenz im nichtmilitärischen Be-
reich, 2. dem Zugeständnis, daß die Existenz 
konkurrierender Parteien und Werte legitim 
ist und 3. der Konsolidierung einer anerkann-
ten gemeinsamen Dominanz im internationa-
len Globalsystem. Als Folge dieser Einstellun-
gen erhielten die Vereinten Nationen einen 
neuen Stellenwert. Auf der Suche nach geeig-
neten Modellen für den neuen Sachverhalt 
stießen verschiedene Autoren auf die Ähn-
lichkeit von Verhaltensstrukturen in nationa-
len Parlamenten und in der GV des UN-Sy-
stems35). Eines dieser Modelle geht von ei-
nem Zwei-Parteien-System aus sowie einem 
relativ unstrukturierten Aggregat neutraler 
Systemmitglieder. Da beide Parteien Abstim-
mungssiege erzielen wollen, besteht eine ra-
tionale Strategie darin, die jeweilige Extrem-
position zu einem umstrittenen Problem in 
Richtung auf die Einstellung der neutralen 
Mehrheit zu modifizieren, um dadurch mög-
lichst viele Neutrale zu gewinnen37). Die 

35) Vgl. als Überblick über die verschiedenen Kon-
zepte P. Pawelka, Systemtheoretische Beiträge zu 
einer Taxonomie intra- und intersystemischen Ver-
haltens in den internationalen Beziehungen, in: In-
ternationale Beziehungen als System, Sonderheft 5 
der Politischen Vierteljahresschrift 1973, S. 17 ff.

36) Vgl. H. R. Alker, jr. und B. M. Russett, World 
Politics in the General Assembly, New Haven-Lon-
don 1965; O. R. Young, The Intermediaries. Third 
Parties in International Crisis, Princeton University 
1967.
37) Dieses Modell geht zurück auf A. Downs, An 
Economic Theory of Democracy, New York 1957.



Struktur des Systems fördert demnach die Re-
duktion antagonistischer Positionen und da-
mit ein problemlösungskonformes Verhalten 
der Gegner.
Für den Ost-West-Konflikt in den Vereinten 
Nationen besitzt dieses Modell einen gewis-
sen heuristischen Wert, obwohl es durch die 
Voraussetzung eines sehr engen Begriffs ra-
tionaler Entscheidung und die Ausblendung 
einer Vielzahl zusätzlicher relevanter Veria- 
bien, die das Abstimmungsverhalten einzelner 
Staaten bestimmen, begrenzt ist. Dennoch sind 
drei wichtige Prozesse mit seiner Hilfe erklär-
bar.
1. Steht die GV unter dem Druck, in einer 
Konfliktsituation zwischen den beiden Super-
mächten zu einer Einigung gelangen zu müs-
sen, so setzt zumeist ein bargaining-Prozeß 
(Aushandeln des Gebens und Erhaltens in 
einer Verhandlungsstruktur) ein, in dessen 
Verlauf nach und nach abgeänderte Resolu-
tionsentwürfe zur Debatte gestellt und extreme 
Haltungen in Richtung auf Kompromisse hin 
modifiziert werden. Daraus resultiert oft ein 
konfliktdämpfendes Klima (z. B. Nahostkon-
flikt 1967). Ebenfalls zu beobachten ist eine zu-
nehmende Verhandlungsflexibilität der Betei-
ligten, deren Übung partielle und punktuelle 
Koalitionsbildung auch in anderen Problem-
bereichen fördert.
2. Verfolgt man Stellungnahmen der GV zu 
bestimmten politischen Fragen über einige 
Jahre hinweg, so sind hin und wieder eindeu-
tige Trends feststellbar, die aus einem langfri-
stigen Prozeß der Einstellungsmodifikation 
hervorgehen. Hierbei scheint die andauernde 
Kommunikation im UN-System politische 
Meinungsbilder des Globalsystems zu kristal-
lisieren, die von den betroffenen nationalen 
Regierungen nicht ignoriert werden können 
(z. B. die Einstellung zum Deutschland-Pro-
blem 38).
3. Einen generellen Einfluß hatte das Struk-
turmuster des UN-Systems auf jenen Pro-
blemkomplex, der im Mittelpunkt des Kalten 
Krieges stand. Das Desinteresse und die Ab-
neigung der Peripheriestaaten, Probleme des 
Kalten Krieges überhaupt zu debattieren, re-
duzierten das Ausmaß der Abstimmungen in 
diesem Bereich sowie die Intensität ihrer Ar-
tikulation ).38

38) P. Pawelka, UNO, a. a. O., S. 194 ff.
39) E. T. Rowe, The United States, the United Na-
tions, and the Cold War, in: IO 1971, S. 59 ff.

40) B. M. Russett, Trends in World Politics, New 
York—London 1965, S, 78 ff., 87 ff,; H. Newcombe, 
M. Ross und A. G. Newcombe, United Nations 
Voting Patterns, in: Proceedings of the Internatio-
nal Peace Research Association. Third General 
Conference, Vol. II, Assen 1970, S. 51 ff.
41) Rowe, Financial Support, a. a. O.

Konsensusbildungs-Aktivitäten der angegebe-
nen Art hängen davon ab, ob ein genügend 
großes Vermittlungsaggregat vorhanden ist 

oder ob vielfältige Solidaritäten, die das Ab-
stimmungsverhalten in der GV in jedem Pro-
blembereich von anderen Faktorenbündeln 
bestimmen, kreuz u
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nd quer durch regionale 
und funktionale Subgruppen verlaufen (cross 
pressures). Empirische Untersuchungen ) 
haben für den Ost-West-Konflikt eine Ab-
nahme solcher Faktoren festgestellt. Ledig-
lich die Afrikaner üben nach wie vor einen 
moderierenden Einfluß aus. In der Nord-Süd- 
Dimension gar sind solche Konsensusbil-
dungs-Potentiale kaum vorhanden.
Generali muß die Entwicklung der Konsen-
susbildungs-Funktion im UN-System als inno-
vative Reaktion auf das Versagen des sat-
zungsmäßigen Kontroll-Reglements positiv 
bewertet werden. Andererseits ist festzu-
halten, daß bisher entwickelte Muster der 
Konsensusbildung Problemlösungsprozesse 
unter den herrschenden Subsystemen der 
Vereinten Nationen bevorzugen. Die Staaten 
der Dritten Welt können nur zwischen Lö-
sungsvorschlägen der Führungsmächte wäh-
len oder eine Annäherung dieser Standpunkte 
initiieren. Der Einfluß der Mitgliedermehrheit 
auf die Problemlösung qua Konsensusbildung 
ist damit auf ein Alternativspektrum einge-
schränkt, dessen Variabilität von den beiden 
Supermächten bestimmt wird.

2. Kontrollfähigkeit

Die Herausbildung eines autonomen Spiel-
raums der Vereinten Nationen innerhalb des 
internationalen Globalsystems ist ein ambiva-
lenter Vorgang. Einerseits sind die Staaten an 
einem funktionierenden Problemlösungs-Sy-
stem interessiert, andererseits jedoch versu-
chen sie, den Problemlösungsprozeß des aus-
differenzierten Systems ihren Vorstellungen 
gemäß zu beeinflussen, um unerwünschte Al-
ternativen und Resultate zu vermeiden. Wie 
sehr sie auf die Vereinten Nationen einzuwir-
ken suchen, geht schon aus den finanziellen 
Beitragsleistungen hervor, die zwischen 1946 
und 1969 zwar beträchtlich stiegen, ihren pro-
zentualen Anteil am Bruttonationalprodukt 
jedoch kaum veränderten. Verglichen mit den 
nationalen Kontrollressourcen (z. B. 0,4 % der 
Militärbudgets) blieben sie sehr gering41 ). 
Von ihrer Funktion her gesehen muß das UN-



System hingegen bestrebt sein, sich der bela-
stenden Struktur des internationalen Systems 
zu entziehen, denn gerade die Grenzen und 
die Unfähigkeit des internationalen Systems, 
mit bestimmten Problemen fertig zu werden, 
bildeten die Voraussetzungen für die Grün-
dung eines übernationalen Problemlösungssy-
stems.
Nachdem die Vereinten Nationen durch Erfol-
ge bei der Konsensusbildung ihre Position 
verbessert hatten, wurden auch nach und 
nach Kontrollfunktionen angestrebt. Diese 
kann man jedoch nicht an den formalen An-
sprüchen der Charter messen. Neuere empiri-
sche Untersuchungen haben gezeigt, daß die 
UN nur etwa die Hälfte aller internationalen 
Konflikte aufgegriffen haben und in diesen 
wiederum kaum ein Drittel durch UN-Aktivi-
täten gelöst wurde42 ). Diese Ergebnisse 
zeichnen jedoch ein sehr grobes Bild. So 
absorbiert die Konzentration auf große Kon-
flikte und auf strukturelle Asymmetrien 
Kapazitäten, die im Bereich kleinerer und 
mittlerer (militärischer) Auseinandersetzun-
gen fehlen. Außerdem ist das „Einfrieren" 
oder die Dämpfung von Konflikten angesichts 
der Gefahr nuklearer Kriege nicht völlig ne-
gativ zu bewerten, wie dies in manchen Bei-
trägen der radikal-kritischen Friedensfor-
schung geschieht43 ). Weiterhin berücksichti-
gen Untersuchungen der Friedenssicherung 
kaum den informellen UN-Beitrag zur Lösung 
oder Dämpfung von Konflikten, wie er durch 
die politischen Kommunikationsstrukturen der 
Weltorganisation geleistet wird. Und nicht 
zuletzt sei darauf hingewiesen, daß die Ver-
einten Nationen bei innerstaatlichen Ent-
scheidungsprozessen immer stärker antizipiert 
werden 44 ).

42) Vgl. Rittberger, International Organization, 
a. a. O.
43) Vgl. z. B. die Polemik bei L. Dencik, Plädoyer 
für eine revolutionäre Konfliktforschung, in: D. 
Senghaas (Hrsg.), Kritische Friedensforschung. 
Frankfurt 1971, S. 247 ff.
44) W. D. Coplin, International Organizations in the 
Future International Bargaining Process: A Theore- 
tical Projection, in: D. S. Sullivan und M. J. Sattler 
(eds.), Change and the Future International Sy-
stem, New York-London 1971, S. 81 ff.

45) Y. Tandon, Consensus and Authority Behind 
United Nations Peacekeeping Operations, in: IO 
(1967), S. 254 ff.; J. A. Stegenga, UN-Peace-Keeping: 
The Cyprus Venture, in: JPR 1970, S. 1 ff.
46) R. O. Keohane, Institutionalization in the Uni-
ted Nations General Assembly, in: IO 1969, S. 
859 ff.
47) Vgl. L. Gordenker, Policy Making and Secre- 
tariat Influence in the UN General Assembly: The 
Case of Public Information, in: American Political 
Science Review (APSR), 1960, S. 359 ff.

Doch auch im unmittelbaren Bereich der Frie-
denssicherung gelang es den UN auf der Ba-
sis einer flexiblen „preventive diplomacy" 
und unter autonomen Bedingungen Fuß zu 
fassen. Dynamische Entwicklungen sind auf 
diesem Sektor jedoch seit nunmehr über 15 
Jahren ausgeblieben. Auf dieser Grundlage 
haben sich drei Voraussetzungen für eine In-
tervention herausgebildet: 1. ein Grundkon-
sensus der Supermächte, von nationalen In-

terventionen abzusehen und den UN zumin-
dest eine unspezifizierte Rolle zuzubilligen, 2. 
eine positive Einstellung der offiziellen Re-
gierung des Staates, innerhalb dessen Gren-
zen die betreffende Krisensituation ausgebro-
chen ist, und 3. Initiative und Kapazität des 
Generalsekretärs, genügend nationale Res-
sourcen zu mobilisieren, um aktiv eingre
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ifen 

zu können ).  Aktionen solcher Art haben 
eher die Funktion, Konfliktmuster „einzufrie-
ren" als sie zu lösen. Daher werden sich Kon-
fliktparteien, die radikale Resultate anstreben 
oder Bedingungen eines Status quo ante wie-
derherstellen möchten, gegenüber einem UN- 
Engagement reserviert zeigen (Nigeria, Paki-
stan, Vietnam).
Erweist sich die Kontrollkapazität der Verein-
ten Nationen in der direkten (militärischen) 
Konfrontation mit Teilen des internationalen 
Systems als sehr bescheiden, so hängt dies 
u. a. auch mit der traditionalen Überbewer-
tung der Gewaltkomponente in der Politik zu-
sammen. Viel weniger erforscht sind die Kon- 
troll- und Regelungsmuster der internen Inter-
aktionsstrukturen des UN-Systems. Immerhin 
kann eine wachsende Autonomie der Verein-
ten Nationen anhand von Rollendifferenzie-
rungen und der Entwicklung eigener Rekru- 
tierungs- sowie neuer Karrieremuster nachge-
wiesen werden46 ). Dasselbe wird durch den 
Ausbau einer „Speicheranlage" reflektiert. 
Die Beamtenschaft besitzt einen Informations-
pool über vergangene Politiken und akzep-
tierte Normen der Organisation und nimmt 
somit in zahllosen Verhandlungen eine strate-
gische Position ein47 ). Neuere Tendenzen 
weisen darauf hin, daß die Weltorganisation 
sowohl Rekrutierung als auch Sozialisation 
ihrer Beamtenschaft stärker bestimmen möch-
te als bisher. Sehr beachtet werden muß 
schließlich die Entwicklung des Rückkoppe- 
lungs- und Speichersystems der Weltbank-
gruppe. Es ist abzusehen, daß sie allmählich 
die umfassendste Datenbank für die sozioöko-
nomische Entwicklung der Peripherie besitzen 
wird. Dieser regelungstheoretischen Dimen-
sion sollte in Zukunft mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, zumal sie für Fragen der 
Herrschaftsstruktur und der Gegenstrategien 
gleichermaßen relevant erscheint.



3. Transnationale Strukturen und System- 
transformation

Soll die Problemlösungsfähigkeit der Verein-
ten Nationen gesteigert werden, so müssen 
rechtzeitig absehbare Entwicklungen in ihrer 
Umwelt wahrgenommen und berücksichtigt 
werden. Der Schwerpunkt dynamischer Ver-
änderungen der Globalgesellschaft liegt heute 
in den transnationalen Beziehungen, also 
Kontakten, Interaktionen und Koalitionen so-
wie Konflikten quer über Staatsgrenzen, die 
nicht von den außenpolitischen Organen der 
Regierung kontrolliert werden48 ). Besonders 
auffallend ist die Expansion moderner kapita-
listischer Wirtschaftskorporationen. 1969 be-
trug ihr Anteil am gesamten Bruttosozialpro-
dukt außerhalb des sozialistischen Lagers mit 
420 Mrd. US-Dollar etwa 23 °/o. Extrapolationen 
für die 80er Jahre sagen zunehmende Steige-
rungsraten voraus. Bereits heute haben nur 
noch 17 Staaten der Welt ein größeres Brutto-
sozialprodukt als das jährliche Output von 
General Motors Corporation.

48) Vgl. K. Kaiser, Transnationale Politik, in: Die 
anachronistische Souveränität, PVS 1969, Sonder-
heft 1 S. 80 ff.: K. P. Sauvant, Multinationale Unter-
nehmen und die Transformation des gegenwärtigen 
Staatensystems in: Gesellschaftlicher Wandel und 
politische Innovation, PVS 1972, Sonderheft 4, S. 
196 ff.

49) Vgl. N. F. Duffy, Organizational Growth and 
Goal Structure: The Case of the ILO, in: IO 1972, 
S. 479 ff.
50) Skjelsbaek, Growth, a. a. O.
51) D. A. Kay und E. B. Skolnikoff, International 
Institutions and the Environmental Crisis: A Look 
Ahead, in: IO 1972, S. 469 ff.

Die „internationale" Politik der transnationa-
len Akteure vermindert die Wirtschaftskon-
trolle vieler nationaler Regierungen ganz be-
trächtlich. So wird die Preisstruktur nationa-
ler Gesellschaften, ihre Zahlungsbilanz, ihr 
Exportmarkt, Konjunkturzyklus und selbst die 
Steuerungskapazität von Staatsapparaten ein-
geschränkt. Noch stärker wirkt sich der Ein-
fluß multinationaler Wirtschaftskorporationen 
auf die gesamten Binnenstrukturen der Peri-
pheriegesellschaften aus. Auf der anderen 
Seite jedoch erteilen sie dadurch starke di-
rekte und indirekte Impulse für eine wach-
sende Kooperation unter den politischen Sy-
stemen, da sie diese zwingen, sich gegen ihre 
Einflüsse zu wehren. So entsteht ein kompli-
ziertes Interaktionsgeflecht zwischen Wirt-
schafts-, Finanz- und Außenministerien sowie 
Zentralbanken, durch welches versucht wird, 
Investitionsbewegungen, Geldfluß, Waren-
ströme und geographische Mobilitäten zu 
steuern. Aus der internationalen Feudal- und 
Schichtungsstruktur geht jedoch hervor, daß 
diese staatlichen Abwehrmaßnahmen zwar 
den Industrie-, nicht jedoch den Peripheriena-
tionen nützen, diese vielmehr der transnatio-
nalen Durchdringung weitgehend hilflos aus-
gesetzt sind.

In einer solchen Situation stellt sich die Fra-
ge, wie das UN-System auf die wachsende 
Komplexität seiner Umwelt reagiert. Wie für 
alle sozialen Systeme gilt auch für die Ver-
einten Nationen, daß sie Umwelt- durch Ei-
genkomplexität beantworten müssen, um die 
Regelungskapazität des Systems mindestens 
konstant zu halten. Zweifellos versuchen die 
UN bereits heute durch Revision und Modifi-
kation interner Strukturen und Ziele neue 
Probleme aufzugreifen und die Beschäftigung 
mit überholten zu verringern49 ). Doch abge-
sehen von solchen Anpassungsbemühungen 
scheint die zunehmende Bedeutung transna-
tionaler Strukturen auf die Notwendigkeit ei-
ner systemischen Transformation des UN-Sy-
stems hinzuweisen. Beobachtungen der neue-
sten Entwicklung im Bereich internationaler 
und transnationaler Strukturen weisen auf ei-
nen Trend hin, der sowohl vermehrte Kontak-
te inter- und transnationaler Organisationen 
als auch organisatorische Ausdifferenzierun-
gen höherer Komplexität umfaßt: empirische 
Untersuchungen ergaben fast 100 Superorga-
nisationen, die teilweise oder ausschließlich 
aus transnationalen Einheiten bestehen 50 ).

Die wachsende Komplexität der globalgesell-
schaftlichen Umwelt neigt dazu, eine Organi-
sation, die ausschließlich auf der Basis natio-
naler politischer Systeme beruht, zu überfor-
dern. Eine Problemlösungs-Organisation der 
Globalgesellschaft sollte ein System sein, das 
aus inter- und transnationalen Regelkreisen 
besteht. Die Einheiten eines solchen Systems 
wären internationale Organisationen der Staa-
ten und transnationale Akteure. Die global-
gesellschaftliche Problemlösungseinheit der 
Zukunft müßte aus so einer Superorganisa-
tion bestehen. Für die Zentralorganisation der 
UN ist diese Entwicklung neu. Erst im Zu-
sammenhang mit der intensiven Vorbereitung 
der Umweltkonferenz von Stockholm 1971 
wurden transnationale Organisationen an der 
Diskussion eines UN-Problems beteiligt. 
Nationale und transnationale Interessengrup-
pen verschiedenster Ausrichtung schalteten 
sich in die „rolling debate" der internationa-
len Konferenzdiplomatie ein. Diese Tatsache 
wurde als Durchdringung traditionaler Pro-
blemlösungsmuster der UN begrüßt51 ). Man 
kann annehmen, daß internationale Institutio-
nen in Zukunft nichtgouvemementale Ak-



teure an Entscheidungsprozessen stärker be-
teiligen werden, was zweifellos realistisch 
und problemlösungskonform ist, andererseits 
jedoch auch neue Konflikte erzeugt: Koalitio-
nen zwischen internationalen und transnatio-
nalen Strukturen, bei denen letztere als pres- 
sure groups gegen nationale Staatsapparate 
verwendet werden könnten, erhöhen das glo-
balgesellschaftliche Konfliktvolumen.

Geht man nun aber von dem Ziel einer Ver-
minderung struktureller Gewalt in der Glo-
balgesellschaft aus, so genügt es nicht, die 
leistungsfähigen transnationalen Akteure 
von Wirtschaft und Handel in die Weltorga-
nisation einzubeziehen, da so nur das schon 
bestehende Ungleichgewicht gestärkt würde. 
Es ist vielmehr notwendig, direkte transnatio-
nale Kontrahenten der Wirtschaftskorporatio-
nen ebenfalls zu integrieren, um gegebenen-
falls einen problemlösungsadäquaten Kommu-
nikationsprozeß zwischen beiden zu erzwin-
gen.

Vielfach werden die revolutionären Befrei-
ungsbewegungen als einzige Gegenpartei zu 
den Wirtschaftsorganisationen gesehen. Auf-
grund ihrer relativ kohärenten Strategie, ih-
res Solidaritätsgefühls und ihrer gemeinsa-
men ideologischen, politischen und militäri-
schen Lehrmeister können sie auch als trans-
nationale Struktur bezeichnet werden52 ). Da-
gegen ist die organisatorische Kristallisation 
dieser vorwiegend informellen Bindungen 
mehr als bescheiden. Da die meisten Revolu-
tionäre nach der Etablierung als politische 
Elite aus der „weltrevolutionären Gesell-
schaft" ausscheiden und alle Verbindungen 
abbrechen, finden die revolutionären Befrei-
ungsbewegungen in der Peripherie keinen po-
litischen Rückhalt, der sie mit Ressourcen 
versehen könnte. Die „Zentren der Weltrevo-
lution" hingegen, Moskau und Peking, zeigen 
sich an einer aktiven Unterstützung (zumin-
dest derzeit) desinteressiert; so ist auch die 
Tricontinentale (OSPAAAL) nur wenig mehr 
als ein Clearinghouse der Propaganda und ein 
Symbol der revolutionären Befreiung vom Im-
perialismus.

52) J. B. Bell, Contemporary Revolutionary Organi- 
zations, in: R. O. Keohane und J. S. Nye jr., (eds.) 
Transnational Relations and World Politics, Cam-
bridge, Mass. 1972, S. 153 ff.

53) R. W. Cox, Labor and Transnational Relations, 
in: R. O. Keohane und J. S. Nye jr. (eds.), a. a. O., 
S. 204 ff.

Von der organisatorischen Kapazität sowie 
den zur Verfügung stehenden politischen, 
personellen und materiellen Ressourcen her 
gesehen bilden heute transnationale Gewerk-
schaftsstrukturen eine zwar ambivalente, 

doch bedeutend realistischere Alternative zum 
System der Wirtschaftskorporationen53 ). Vor 
allem seit dem Ende der 60er Jahre, als der 
wachsende Einfluß der multinationalen Kon-
zerne wahrgenommen wurde, verlagerten sich 
die transnationalen Labour-Aktivitäten auf 
den Ausbau von Gegengewichten. Anderer-
seits darf man nicht verkennen, daß Gewerk-
schaften der Industrie- und Peripherienatio-
nen aufgrund ihrer Positionen auf verschiede-
nen Entwicklungsebenen sehr unterschiedli-
che Ziele und Funktionen haben und imperia-
listische Beziehungen auch in transnationalen 
Gewerkschaftsstrukturen reproduziert wer-
den. Homogene Big Labour-Organisationen im 
transnationalen Bereich, die den Abbau 
globalgesellschaftlicher Asymmetrien betrei-
ben würden, sind derzeit nur schwer vorstell-
bar. Man kann höchstens langfristig die For-
mierung und Solidarisierung transnationaler 
Mobilisierungsgewerkschaften der Peripherie 
anstreben und anschließend auf eine Integra-
tion dieser Kräfte mit den Gewerkschafts-
strukturen der Industriegesellschaften hinar-
beiten. Was demnach zuvor über die Notwen-
digkeit der Eigenorganisation der Staaten der 
Dritten Welt gesagt wurde, gilt auch analog 
für ihre Gewerkschaften. Bereits heute sollten 
jedoch Kommunikationen zwischen den Ge-
werkschaften der Industrie und der Periphe-
riestaaten so weit entwickelt werden, daß 
sich der Einsatz von Gewerkschaften der In-
dustriestaaten gegen penetrationsfeindliche 
Gewerkschaften der Entwicklungsländer, wie 
dies z. B. durch die amerikanische Stahlarbei-
tergewerkschaft auf Jamaica geschah, nicht 
mehr wiederholt.

Die „Transnationalisierung" der modernen 
Gewerkschaftsbewegung erfordert Reflexio-
nen über neue Funktions- und Verhaltensdefi-
nitionen und macht auf die Dauer eine klare 
Stellungnahme zu globalgesellschaftlichen 
Problemen unumgänglich. In diesem bisher 
noch nicht verfestigten Entwicklungsprozeß 
könnten sich noch Werte- und Normenströ-
mungen durchsetzen, die auf eine stärkere 
Solidarität der Abhängigen in Industrie- und 
Entwicklungsländern hinwirken würden. Zu 
erinnern wäre hierbei an den Einfluß einer 
transnationalen politischen Kultur der Linken 
in den 60er Jahren, ihr Engagement gegen 
den Vietnamkrieg und ihre zahlreichen indi-
rekten Impulse für innergesellschaftliche Re-
formen.



4. Innovationsstrategien

Soziale Barrieren in resistenten Strukturen 
lassen sich durch Zwangs-, Verhandlungs- 
und normativ-reedukative Strategien bekämp-
fen54 ). Während Zwangsstrategien Machtmit-
tel, Druck und Drohung anwenden, versuchen 
Verhandlungsstrategien durch Nützlichkeits-
erwägungen zu rationalen Kompromissen zu 
gelangen. Normativ-reedukative Strategien 
wiederum streben über Lern- und Überzeu-
gungsprozesse Einstellungs- und Wahmeh- 
mungsveränderungen an.

54) Vgl. R. Chin und K. D. Benne, Strategien zur 
Veränderung sozialer Systeme, in: Gruppendyna-
mik, 1971, S. 343 ff.
55) I. W. Zartman, The Politics of Trade Negotia- 
tions between Africa and the European Economic 
Community. The Weak Confront the Strong, Prince-
ton University Press 1971.
56) Choucri und Bennett, Population, a. a. O.

57) E. T. Penrose, The Large International Firm in 
Developing Countries: The International Petroleum 
Industry, London 1968.
58) W. M. Evan und J. A. Mac Dougall, Interorgani- 
zational Conflict: a labor-management bargaining 
experiment, in: JCR 1967, S. 398 ff.

59)  Gosovic, UNCTAD, a. a. O., S. 296 ff., 332.

So gering das Machtpotential abhängiger und 
benachteiligter Staaten auch ist, setzt man ein 
gewisses Maß an Organisationsfähigkeit vor-
aus, so kann selbst eine Strategie der demon-
strativen Gewaltlosigkeit, die Ungerechtigkeit 
und Grausamkeit offenlegt, politisch wirksa-
men Druck ausüben und Zugeständnisse der 
Industriestaaten erzwingen, wie dies im Rah-
men der Beziehungen zwischen den afrikani-
schen Staaten und der EG gezeigt wurde55 ). 
Demgegenüber, könnte man annehmen, er-
scheinen gewerkschaftlich ausgerichtete 
Kampfmaßnahmen der Peripherinationen an-
gesichts der Abhängigkeit einiger der wich-
tigsten Industriestaaten von Rohstoffen in der 
Dritten Welt bedeutend wirksamer. Besonders 
die Entwicklung wichtiger Zweige der ameri-
kanischen Wirtschaft beruht weitgehend auf 
funktionierenden Austauschbeziehungen mit 
Lateinamerika (Brasilien, Jamaica), Südost-
asien (Malaysia, Philippinen) und Afrika (Ga-
bun, Republik Südafrika 56 ).

So schwer man sich einen rationalen Ausweg 
der Industriestaaten aus diesem Dilemma vor-
stellen kann, so gering erscheint hingegen 
das Druckpotential der Peripheriestaaten, da 
wiederum Import- und Handelsabhängigkei-
ten der Dritten Welt bestehen und Gegenak-
tionen der Industriestaaten weitaus wirksa-
mer wären. Organisierte Kampfmaßnahmen 
der Peripherienationen nach dem Vorbild des 
gewerkschaftlichen Arbeitskampfes in den In-
dustriegesellschaften des Westens erscheinen 
unter den gegenwärtigen Bedingungen des in-
ternationalen Systems undurchführbar. Dazu 
ist nicht nur der technische und militärische 
Vorsprung, sondern vor allem die Regelungs-
kapazität der Industriestaaten zu groß. So 

können Solidarisierungstendenzen in der Drit-
ten Welt durch Differenzierung und wahlwei-
se Privilegierung bestimmter Entwicklungs-
länder unterlaufen werden. Schon heute bil-
den Entwicklungsgrad, politische „Zuverläs-
sigkeit" und strategische Ressourcen-Rele-
vanz Hauptkriterien für die Konzentration im-
mer knapper werdender Mittel der Entwick-
lungsförderung auf ausgewählte Staaten. 
Durch eine Belohnung mit regionalen Stell-
vertreterfunktionen und schnellerer Integra-
tion in das globale kapitalistische System 
könnte eine Art peripherer Aristokratie gebil-
det werden, die an der Aufrechterhaltung der 
Systemstrukturen interessiert wäre.

Je stärker es den Peripherienationen dagegen 
gelänge, verstreut auftretende und ungeplante 
Konfliktenergien zu kanalisieren und zu koor-
dinieren, desto effektiver wäre ihre Position 
in Verhandlungsprozessen. Untersuchungen 
ergaben, daß Entwicklungsländer beim Aus-
handeln höherer Gewinnsätze um so erfolgrei-
cher waren, je mehr sie „aggressive Nationa-
listengruppen" innerhalb ihres Landes be-
rücksichtigen mußten57 ). Der Hinweis auf 
bedeutend radikalere Gruppen und Methoden 
sowie das mögliche Wachstum von anomi-
schen Gewaltreaktionen, wie sie bereits in 
der Form von Flugzeugentführungen und ähn-
lichen Terrorakten bekannt sind, erscheint 
ebenfalls in der Lage, die Aufgeschlossenheit 
der Industriestaaten zu fördern.

Für den Ausbau formaler bargaining-Struktu- 
ren ist d
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as Raster relativ differenzierter und 
heterogener Verhandlungsgruppen positiv zu 
verzeichnen. Simulationsexperimente ) er-
gaben, daß Verhandlungsprozesse zwischen 
Parteien, die intern Konflikte aufweisen, er-
folgreicher verlaufen als solche, deren beide 
Gr

59

uppierungen homogen und geschlossen 
sind. Neuere Untersuchungen des UNCTAD- 
Subsystems )  zeigen jedoch, daß die Indu-
striestaaten trotz starker interner Differenzie-
rung und beachtlicher Kontroversen (z. B. 
USA-EG) in der Vereinheitlichung ihrer Posi-
tionen gegenüber den Peripherienationen ex-
trem erfolgreich sind. So gelang es z. B. den 
USA mit der Unterstützung der skandinavi-
schen Schiffahrtsinteressen immer wieder, 
Koalitionen dieser traditionellen Vermittler-
gruppe mit der Dritten Welt in anderen wirt-
schaftspolitischen Abstimmungen zu verhin- 



dem. Und selbst die sozialistischen Staaten 
Osteuropas, die in den 60er Jahren stets an 
der Seite der Peripherienationen zu finden 
waren, tendieren heute immer mehr zu einer 
diskreten Unterstützung der kapitalistischen 
Industriestaaten. Diese Entwicklung hat dazu 
beigetragen, daß die Dynamik der Entwick- 
lungsdekaden-Politik versandete. Die Indu-
striestaaten reduzieren die Forderungen der 
Peripherie zugunsten der billigsten Alternati-
ven, verschleppen die Entscheidungsprozesse 
und verlängern die Perspektiven. Angesichts 
fehlender revolutionärer Impulse, ungenügen-
der Organisationsfähigkeit und (noch) zu ge-
ringem Krisendruck besitzen die Peripheriena-
tionen für bargaining-Prozesse kein geeigne-
tes „Tauschmittel". Es ist schwierig, „etwas 
für nichts" zu erhalten. Daher kommen Inno-
vationsprozesse dieser Art nicht ohne die 
normative Dimension der Verhaltensprägung 
aus.
Empirische Untersuchungen von Innovationen 
auf allen Ebenen sozialer Interaktion und Or-
ganisation haben gezeigt, daß weder kogniti-
ve, d. h. mit rationalen Argumenten arbeiten-
de, noch reine Zwangsstrategien allein geeig-
net sind, intendierten Wandel in sozialen Sy-
stemen durchzusetzen. Die affektive Innova-
tionsbarriere wird von keiner der beiden Me-
thoden berührt. Einstellungen, Werte und 
Normen, die neue Informationen im „Spei-
cher" von Individuen, Gruppen und Institutio-
nen auslesen, ordnen, manipulieren und Rän-
gen zuordnen, besitzen in bezug auf Prozesse 
des Wandels strategische Positionen. Ein ef-
fektives Problemlosen ist ohne Berücksichti-
gung dieser Kategorie von Hindernissen 
kaum vorstellbar. Daher wird eine Problemlö-
sungseinheit versuchen müssen, Fähigkeiten 
zu entwickeln, affektive Barrieren zu entfer-
nen. Andererseits können solche Prozesse 
nicht als Ersatz oder als Alternative für 
Zwangs- und Verhaltensstrategien verstanden 
werden. Es ist vielmehr nötig, diese drei Stra-
tegietypen als integrale Bestandteile einer op-
timalen Problemlösungskapazität aufzufassen.
Die Entwicklung geeigneter Methoden zur 
Überwindung affektiver Innovationshindernis-
se geht auf den Bereich der Kleingruppenfor-
schung zurück, erwies sich jedoch bereits in 
Großorganisationen (z. B. Konzernen) und po-
litischen Konflikten, wie Arbeitskämpfen, als 
erfolgreich60 ). Für die internationalen Bezie-
hungen steckt dieses Modell der Problemlö-

60) Vgl. R. R. Blake, J. S. Mouton und R. L. Sloma, 
The Union-Management Intergroup Laboratory: 
Strategy for Resolving Intergroup Conflict, in: W. 
G. Bennis, et. al. (eds.), The Planning of Change, 
New York—Chicago ... 19692, S. 176 ff.

61) Vgl. J. W. Burton, Conflict and Coummunica- 
tion: The Use of Controlled Communication in 
International Relations, London 1969. R. J. Fisher, 
Third Party Consultation: A Method for the Study 
and Resolution of Conflict, in: JCR 1972, S. 67 ff.

sung erst in den Anfängen61 ): es handelt 
sich um ein Klientensystem, in dem eine the-
rapeutische Partei versucht, über Einstel-
lungsänderungen die Beziehungen konfligie- 
render Gruppen in Richtung auf eine positive-
re Qualität zu verändern. Die Dritte Partei 
soll für die betreffenden Prozesse der Verhal-
tensrevision diagnostische Fähigkeiten besit-
zen sowie das Vermögen, durch spezifische 
Interventionen Sackgassen der Kommunika-
tion zu durchbrechen. Sie muß Interaktionen, 
die ins Leere laufen, erkennen und auflösen 
können, ohne das Klima der Situation zu be-
einträchtigen, und sie hat emotionale Unter-
stützung und Rückversicherung zu geben, so-
bald die Konfliktparteien Revisionen ihrer af-
fektiven Systeme vornehmen.
Dabei geht es nicht um eine Diskussion von 
Sachfragen, die Therapie beschäftigt sich 
vielmehr mit der affektiven Beziehung der 
Kontrahenten und den sich daraus entwik- 
kelnden Interaktionsfolgen. Berichte über 
Problemlösungsversuche im Arbeitskampf, 
die mit Hilfe dieser Methoden vorgenommen 
wurden, zeigten, wie Vertreter des Manage-
ments und der Gewerkschaft ihre gegenseiti-
gen Vorstellungen voneinander in einem wis-
senschaftlich gelenkten Diskussionsprozeß mit 
vielfältigen Phasen modifizierten und affekti-
ve Spannungsbeziehungen abbauten. Dadurch 
mündeten ihre Aktivitäten in ein Klima, das 
die gemeinsame Suche nach Strategien der 
Überwindung so entdeckter Barrieren förderte.
Personen, die Affekte manipulieren sollen, 
müssen professionelle Kenntnisse auf den Ge-
bieten der Konfliktforschung, Gruppendyna-
mik, Kommunikationstheorie, des Sensitivity 
trainings und der Sozialpsychologie besitzen. 
Da internationale Organisationen jedoch vor-
wiegend über diplomatische, parlamentarische, 
juristische, journalistische und ökonomische 
Kapazitäten verfügen, sind ihre Organe gegen-
wärtig nicht in der Lage, diese Aufgaben wahr-
zunehmen. Die Vereinten Nationen müssen 
daher geeignete Verfahren hierzu erst erler-
nen und institutionalisieren. Dies setzt die 
Ausbildung und den Einsatz geeigneter Spe-
zialisten der Sozialtherapie voraus. Solange 
das UN-System über solche Kapazitäten nicht 
autonom verfügt, wäre an eine Beteiligung 
wissenschaftlicher transnationaler Institutionen 
zu denken, die den Auftrag erhalten könnten, 
sich an Problemlösungsprozessen der UN zu 
beteiligen und langfristig sozialtherapeutische



Innovationsträger für die Weltorganisation zu 
schulen. Organisatorisch käme die geplante 
Universität der Vereinten Nationen in Frage. 
In einem solchen Rahmen müßte die normativ- 
reedukative Problemlösung als Forschungs- 
und Praxis-Bereich zu den wichtigsten Pro-
grammen zählen.

5. Organisationsstruktur und Innovation

Der steigende Umweltdruck der Vereinten 
Nationen hat sowohl Wissenschaftler als 
auch Politiker und Bürokraten darüber nach-
denken lassen, welche organisatorischen Re-
aktionen der Weltorganisation entwickelt 
werden könnten, um ihre Problemlösungska-
pazität weiter zu verbessern62 ). Je nach poli-
tischem oder ideologischen Standort wurde 
aus dem gegenwärtigen Patt des Nord-Süd- 
Konflikts entweder der Schluß gezogen, alle 
Entscheidungen müßten in egalitären Orga-
nen fallen oder die Entscheidung dürfte nur 
auf Konsensus und Ausgleich basieren, das 
überstimmen der mächtigsten Industriestaa-
ten sei verwerflich und unsinnig.

Der hier vorgeschlagene Entwurf versteht 
beide Forderungen nicht als Alternativen, 
versucht vielmehr, beide in ein innovatives 
Problemlösungskonzept zielkonform zu inte-
grieren. Aus anderen sozialen Bereichen ist 
bekannt, daß Problemlösungsprozesse perio-
disch unterschiedliche Grade der Offenheit 
von Entscheidungsstrukturen erfordern. So 
benötigt die Entstehungsphase einer Inno-
vation sowie ihre Auswertung eine optimale 
Offenheit des Systems, die Durchführung hin-
gegen eine geschlossene Struktur. In dieser 
Perspektive gewinnen die egalitären UN-Or-
gane, vor allem UNCTAD, für die Artikula-
tion, Sammlung und Diskussion der Interes-
sen eine entscheidende Bedeutung. Auch der 
politische Kampf mit Majorisierungen, Frak-
tionsbildungen und der Entwicklung von soli-
darischen, auch institutionalisierten Formatio-
nen ist für diesen Prozeß problemlösungsadä-
quat, da letztlich nur organisierte und kon-
fliktfähige Interessen virulent werden und ein 
politisches Druckpotential bilden.

Für den inhaltlichen Problemlösungsprozeß 
kommt jedoch nur ein Organ in Frage, das 
zwischen den geschichteten und den egalitä-

62) Vgl. z. B. E. B. Haas, Trade, Aid, and Money: 
Guidelines for American Policy in the United 
Nations, in: The United Nations: the Next Twenty- 
five Years. Twentieth Report of the Commission to 
Study the Organization of Peace, New York 1970, 
S. 185 ff.

ren Organisationen liegt, eine möglichst gro-
ße Zahl inter- und transnationaler Interessen 
repräsentiert und genügend klein ist, um in-
tensive Verhandlungen zu ermöglichen. Ein 
solcher „UN Bargaining Council" hätte auf 
Majorisierungen grundsätzlich zu verzichten, 
da Problemlösungen zugunsten der Globalge-
sellschaft gegen die Einsicht und den Willen 
der etwa 25 dominanten Staaten undurchführ-
bar sind. Zwar behält die Sammlung von Ab-
stimmungsmehrheiten und die Bildung von 
Konfrontationsbasen vor allem für die Peri-
pherienationen auch weiterhin einen hohen 
Stellenwert, doch ist hierbei eine gewisse Ar-
beitsteilung zwischen den Organen zu be-
rücksichtigen.
Je komplexer ein System ist, desto eher be-
sitzt es funktional spezialisierte Problemlö-
sungsstrukturen; dies können z. B. brain- 
trusts, Planungsstäbe, work shops oder beson-
dere Problemlösungsgremien sein. Gemeinsam 
ist ihnen, daß sie von Routineaufgaben befreit 
sind und sich der Bewältigung eines einzel-
nen Problems oder eines relativ fest umgrenz-
ten Problembündels widmen können. Der „UN 
Bargaining Council" entspräche einem solchen 
spezialisierten Problemlösungssystem. Noch 
innovativere Bedingungen werden erreicht, 
wenn diese Problemlösungseinheit aus dem 
System ausdifferenziert wird, um sie den So- 
zialisations- und Stratifikationsbelastungen zu 
entziehen. Theoretischen und empirischen 
Arbeiten zufolge entfaltet sich in diesem auf 
Zeit ausgegliederten „temporären System" ein 
außergewöhnlich kreatives Klima63 ). Seine 
eng begrenzte Zielorientierung, der relativ 
kurze Zeitraum seiner Existenz, die Tendenz 
zur Auswahl besonders geeigneter Personen 
und der Auftrag, für den Programmbestand 
des permanenten Systems geeignete, bisher 
jedoch unbekannte Lösungsalternativen zu 
entwickeln, fördern Normen und Verhaltens-
muster, die Konfliktlösungen sowohl auf ko-
gnitiver als auch auf affektiver Basis su-
chen.
Temporäre Systeme der Vereinten Nationen 
könnten für fest umgrenzte Aufgaben ausdif-
ferenziert werden. So ist einerseits an vor-
wiegend kognitive Problemlösungen beson-

63) Zum Modell des temporären Systems vgl. M. B. 
Miles, On Temporary Systems, in: M. B. Miles 
(ed.), Innovation in Education, New York 19672, 
S. 437 ff. Im politischen Bereich P. Pawelka, Konfi-
guration und Prozeß des Bundestagswahlkampfes 
1969 im Wahlkreis Reutlingen-Tübingen, in: K. v. 
Beyme, P. Pawelka, P. Seibt und P. Staisch, Wahl-
kampf und Parteiorganisation, Tübingen 1973 (im 
Erscheinen). P. Pawelka, Was leisten Wahlkampf- 
Organisationen?, in: Der Bürger im Staat 1973, 
S. 40 ff.



ders schwieriger Materien zu denken, die der 
permanente „UN Bargaining Council" nicht 
oder nur ungenügend bewältigt. Andererseits 
könnten normativ-reedukative Strategien 
gerade in kleinen temporären Systemen nach-
haltige Beiträge zur Lösung festgefahrener 
Positionen leisten. Der Organisationstyp des 
temporären Systems in den Vereinten Natio-
nen sollte die Funktion haben, in dauernd 
wechselnden Kombinationen und auf ver-
schiedensten Ebenen der Repräsentation neu-
artige Annäherungsprozesse zu fördern. Dabei 
könnte das Hauptziel darin liegen, Konflikt-

parteien davon zu überzeugen, daß nicht das 
Verhalten der Gegenpartei als Basisproblem 
anzusetzen ist, sondern daß beide einem Pro-
blem gegenüberstehen, jedoch verschiedene 
Lösungen und konkurrierende Interessen ver-
treten64 ). Auf diese Art und Weise müßte 
z. B. ein neuer Rahmen für eine gemeinsame 
Wertbasis gefunden werden, die den Imperia-
lismus- und den Umweltkomplex miteinander 
verknüpft.

64) Coplin, International Organizations, a. a.O.
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In einem Abriß werden die Phasen der deutschen Debatte zur Vorbereitung des UN- 
Beitritts skizziert. Es erweist sich, daß von Phase zu Phase die scheinbare Problemlosig- 
keit dieses Schrittes sich zu einer Debatte um die Notwendigkeiten einer konsistenten 
Politik gegenüber der Dritten Welt ausgeweitet hat, die eine neue Dimension in die 
deutsche Außenpolitik einführen und auch Rückwirkungen auf das Innenverhältnis im 
Bündnis und der EG haben wird.
Im zweiten Teil werden wesentliche Aussagen des Beitrages von Pawelka zur Entwick-
lung des Nord-Süd-Konfliktes auf die Möglichkeiten der Bundesrepublik in den UN 
angewandt. Insbesondere werden die Fragwürdigkeiten einer Strategie der Sonderförde-
rung einer Oligarchie von Entwicklungsländern zu Lasten eines Weltarmenhauses aufge- 
zeigt. Sie ist bedenklich nicht nur wegen des daraus entstehenden Konfliktpotentials, 
sondern auch wegen der wachsenden Koheränz einer Südstaaten-Strategie sowie möglicher 
Koalitionen von einzelnen Industriestaaten mit Wachstumspolen der Dritten Welt.
In einer Schlußüberlegung wird der Ideologiecharakter der Forderung nach industrieller 
„Interessenpolitik" an Stelle moralischer Konsistenz für die Position der Bundesrepublik 
erörtert und die strategische Bedeutung moralischer Positionen für die Einheit der Dritten 
Welt betont sowie der entscheidende Zeitgewinn erörtert, der durch den Aufbau eines 
Vertrauensverhältnisses Lösungsmöglichkeiten im Nord-Süd-Konflikt erleichtern kann. Ein 
Katalog von Maßnahmen, aus denen sich die Umorientierungsbereitschaft der deutschen 
UN-Politik ableiten lassen könnte, verweist mit Nachdruck auf die Verpflichtung, die 
Grundnormen des Grundgesetzes auch in der Orientierung gegenüber der Dritten Welt 
anzuwenden.
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Es wird versucht, für die Vereinten Nationen sowohl im Bereich des Erkenntnisinteresses 
als auch auf der Ebene wissenschaftlicher Ansätze neue Forschungs- und Lehrperspektiven 
im Sinne einer kritischen Theorie internationaler Politik zu erarbeiten.
Die Vereinten Nationen werden als Problemlösungssystem definiert, dessen Funktion es 
ist, die strukturelle Gewalt in der Globalgesellschaft zu verringern. Unter dieser Ziel-
setzung untersucht der Verfasser die bisherigen Aktivitäten der UN und die ihnen 
zugrundeliegenden Strukturen des internationalen Systems sowie Voraussetzungen und 
Barrieren einer erfolgreichen Wahrnehmung der Problemlösungsfunktion. Gezeigt wird, 
welche Hilfestellungen die Weltorganisation trotz systemstabilisierender Widersprüche 
bei der Reduktion internationaler Schichtungs- und Feudalstrukturen leistet und wie sie 
allmählich ihre Eigenständigkeit zu erweitern trachtet. Diese Entwicklungstendenzen müs-
sen im Zusammenhang mit der wachsenden Komplexität ihrer inter- und transnationalen 
Umwelt gesehen werden. Schließlich wird versucht, Empfehlungen für den Aufbau breit 
gefächerter Innovationsstrategien im handlungs- und organisationstheoretischen Rahmen 
zu geben.
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